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2236-4-1-2-UK

Sechste Verordnung 
zur Änderung der 

Berufsfachschulordnung Pfl egeberufe

Vom 27. Juli 2012

Auf	Grund	von	Art.	44	Abs.	2	Satz	1,	Art.	45	Abs. 2	
Sätze	 1	 und	 4,	 Art.	 49	 Abs.  1	 Satz	 2,	 Art.	 55	 Abs.	 1	
Nr.	6,	Art.	68,	86	Abs.	15,	Art.	89,	122	Abs.	1	Satz 1	
und	 Art.  128	 Abs.	 1	 des	 Bayerischen	 Gesetzes	 über	
das	 Erziehungs-	 und	 Unterrichtswesen	 (BayEUG)	 in	
der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	31.	Mai	2000	
(GVBl	 S.	 414,	 ber.	 S.	 632,	 BayRS	 2230-1-1-UK),	 zu-
letzt	geändert	durch	§	2	des	Gesetzes	vom	9.	Juli	2012	
(GVBl	S.	344),	erlässt	das	Bayerische	Staatsministeri-
um	für	Unterricht	und	Kultus	folgende	Verordnung:	

§	1

Die	 Schulordnung	 für	 die	 Berufsfachschulen	 für	
Krankenpfl	ege,	 Kinderkrankenpfl	ege,	 Altenpfl	ege,	
Krankenpfl	egehilfe,	Altenpfl	egehilfe	und	Hebammen	
(Berufsfachschulordnung	Pfl	egeberufe	–	BFSO	Pfl	ege)	
vom	19.	Mai	1988	(GVBl	S.	134,	BayRS		2236-4-1-2-UK),	
zuletzt	geändert	durch	Verordnung	vom 	8. Juli	2011	
(GVBl	S.	329),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	3	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	bisherige	Wortlaut	wird	Satz	1.

b)	 Es	werden	folgende	Sätze	2	und	3	angefügt:

„2Mit	 Genehmigung	 der	 Schulaufsichtsbe-
hörde	kann	die	Ausbildung	in	der	Altenpfl	e-
ge	auch	in	vier-	oder	fünfjähriger	Teilzeitform	
durchgeführt	werden.	3Ein	neben	der	Teilzeit-
ausbildung	 bestehendes	 Beschäftigungsver-
hältnis	soll	ein	Drittel	der	Wochenstundenzahl	
eines	 Vollzeitarbeitsverhältnisses	 nicht	 über-
schreiten.“

2.	 §	4	Abs.	1	Satz	2	Nr.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Buchst.	b	Doppelbuchst.	bb	wird	das	Kom-
ma	nach	dem	Klammerzusatz	„(Altenpfl	ege)“	
durch	das	Wort	„und“	ersetzt.

b)	 Es	wird	folgender	Buchst.	c	angefügt:

„c)	 zusätzlich	 für	 eine	 Teilzeitausbildung	
nach	§	3	Abs.	1	Sätze	2	und	3,	dass	der	
Bewerber	nicht	mehr	der	Schulpfl	icht	un-
terliegt	 und	 eine	 mindestens	 dreijährige	
berufl	iche	 Tätigkeit	 ausgeübt	 oder	 von	
gleicher	 Dauer	 einen	 Familienhaushalt	
geführt	hat,“.

3.	 In	§	6	Abs.	2	Satz	1	werden	die	Worte	„sechs	Mo-

nate“	 durch	 die	 Worte	 „bei	 Vollzeitausbildung	
sechs	Monate,	bei	Teilzeitausbildung	neun	Mona-
te“	ersetzt.

4.	 §	12	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	1	wird	nach	dem	Wort	„erteilt“	folgen-
der	Halbsatz 2	eingefügt:

„; bei	Teilzeitausbildung	kann	der	Unterricht	
auf	sechs	Werktage	verteilt	werden“.

b)	 In	Satz	2	Halbsatz 1	werden	nach	dem	Wort	
„werden“	die	Worte	„, bei	Teilzeitausbildung	
kann	er	auch	bis	21	Uhr	erteilt	werden“	ein-
gefügt.

5.	 §	18	Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	eingefügt:

„2Die	Höchstausbildungsdauer	beträgt	für	die	
Ausbildung	an	einer	Berufsfachschule	für	Al-
tenpfl	ege	in	der	Teilzeitform	sechs	Jahre.“

b)	 Der	bisherige	Satz	2	wird	Satz	3.

6.	 In	§	28	Abs.	3	Satz	2	werden	nach	dem	Wort	„en-
det“	die	Worte	„bei	Vollzeitausbildung“	und	nach	
dem	 Wort	 „Unterrichtswoche“	 die	 Worte	 „,  bei	
Teilzeitausbildung	 mit	 dem	 letzten	 Schultag	 der	
fünfzehnten	Unterrichtswoche“	eingefügt.

7.	 In	§	34	Abs.	1	Satz	2	werden	die	Worte	„nach	§	6	
Abs.	4	AltPfl	APrV“	gestrichen.

8.	 In	§	48	Satz	1	werden	die	Zahl	„2,50“	durch	die	
Zahl	 „3,0“	 und	 das	 Wort	 „befriedigende“	 durch	
das	Wort	„ausreichende“	ersetzt.

§	2

1Diese	Verordnung	tritt	am	1.	September	2012	in	
Kraft.	2Abweichend	von	Satz 1	tritt	§ 1	Nr. 8	mit	Wir-
kung	vom	1.	August	2011	in	Kraft.	

München,	den	27.	Juli	2012

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr.	Ludwig		S	p	a	e	n	l	e,		Staatsminister

2236-4-1-2-UK

Sechste Verordnung  
zur Änderung der  

Berufsfachschulordnung Pflegeberufe

Vom 27. Juli 2012



423Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	16/2012 1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	16/2012

2210-1-1-3-UK/WFK

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

Qualifi kationsverordnung

Vom 7. August 2012

Auf	Grund	von	Art. 44	Abs. 2	Sätze 1,	2	und	Abs. 5	
sowie	Art. 106	Abs. 1	Satz 1	des	Bayerischen	Hochschul-
gesetzes	(BayHSchG)	vom	23.	Mai	2006	(GVBl	S.	245,	
BayRS	2210-1-1-WFK),	zuletzt	geändert	durch	§	2	des	
Gesetzes	vom	9.	Juli	2012	 (GVBl	S.	339),	erlässt	das	
Bayerische	 Staatsministerium	 für	 Wissenschaft,	 For-
schung	und	Kunst	 im	Einvernehmen	mit	dem	Baye-
rischen	 Staatsministerium	 für	 Unterricht	 und	 Kultus	
folgende	Verordnung:

§	1

Die	Verordnung	über	die	Qualifi	kation	für	ein	Studi-
um	an	den	Hochschulen	des	Freistaates	Bayern	und	den	
staatlich	 anerkannten	 nichtstaatlichen	 Hochschulen	
(Qualifi	kationsverordnung	–	QualV)	vom	2.	November	
2007	 (GVBl	S.	767,	BayRS	2210-1-1-3-UK/WFK),	zu-
letzt	geändert	durch	Verordnung	vom	13.	April	2011	
(GVBl	S.	208),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	der	Inhaltsübersicht	werden	in	der	Überschrift	
des	 §	 19	 die	 Worte	 „und	 Altersgrenzen“	 gestri-
chen.

2.	 §	19	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	werden	die	Worte	„und	Al-
tersgrenzen“	gestrichen.

b)	 Abs.	2	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Im	einleitenden	Satzteil	werden	die	Worte	
„und	die	Altersgrenzen“	gestrichen.

bb)	In	 Nr.	 9	 wird	 das	 Komma	 durch	 einen	
Schlusspunkt	ersetzt.

cc)	 Nr.	10	wird	aufgehoben.

§	2

Diese	Verordnung	 tritt	am	1.	September	2012	 in	
Kraft.

München,	den	7.	August	2012

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr.	Wolfgang		H	e	u	b	i	s	c	h	,		Staatsminister

2210-1-1-3-UK/WFK

Vierte Verordnung  
zur Änderung der  

Qualifikationsverordnung

Vom 7. August 2012
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2126-1-2-UG

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Hygiene und Infektionsprävention 
in medizinischen Einrichtungen

Vom 9. August 2012

Auf	Grund	von	§	23	Abs.	5	und	8	des	Gesetzes	zur	
Verhütung	und	Bekämpfung	von	Infektionskrankhei-
ten	 beim	 Menschen	 (Infektionsschutzgesetz	 –	 IfSG)	
vom	20.  Juli 2000	 (BGBl	 I	S.	1045),	 zuletzt	geändert	
durch	Art.	1	des	Gesetzes	vom	28. Juli	2011	(BGBl	 I	
S.1622),	 in	 Verbindung	 mit	 §	 6	 der	 Verordnung	 zur	
Ausführung	 des	 Infektionsschutzgesetzes	 (AVIfSG)	
vom	15.	Januar	2001	(GVBl	S.	30,	BayRS	2126-1-UG),	
zuletzt	 geändert	 durch	 §	 1	 der	 Verordnung	 vom	
30.	November	2011	 (GVBl	S. 625),	erlässt	das	Baye-
rische	Staatsministerium	für	Umwelt	und	Gesundheit	
folgende	Verordnung:

§ 1

Die	Verordnung	zur	Hygiene	und	 Infektionsprä-
vention	 in	 medizinischen	 Einrichtungen	 (MedHygV)	
vom1.Dezember	2010	(GVBl	S.817,	BayRS	2126-1-2-UG)	
wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §§ 1	und	2	werden	durch	folgende	neue	§§ 1	und	
2	und	folgenden	§ 2a	ersetzt:	

„§	1

Regelungsgegenstand,	Geltungsbereich

(1)	 Diese	 Verordnung	 regelt	 die	 erforderli-
chen	 Maßnahmen	 zur	 Verhütung,	 Erkennung,	
Erfassung	 und	 Bekämpfung	 von	 nosokomialen	
Infektionen	und	Krankheitserregern	mit	Resisten-
zen	in	medizinischen	Einrichtungen.

(2)	Diese	Verordnung	gilt	für

1.	 Krankenhäuser,

2.	 Einrichtungen	für	ambulantes	Operieren,

3.	 Vorsorge-	 und	 Rehabilitationseinrichtungen,	
in	denen	eine	den	Krankenhäusern	vergleich-
bare	medizinische	Versorgung	erfolgt,

4.	 Dialyseeinrichtungen,	

5.	 Tageskliniken,

6.	 Entbindungseinrichtungen,

7.	 Behandlungs-	 und	 Versorgungseinrichtun-
gen,	die	mit	einer	der	in	Nrn. 1	bis	6	genann-
ten	Einrichtungen	vergleichbar	sind,	sowie

8.	 Arztpraxen,	 Zahnarztpraxen	 und	 Praxen	
sonstiger	humanmedizinischer	Heilberufe,	 in	
denen	 invasive	Eingriffe	vorgenommen	wer-
den.

§	2

Pfl	ichten	der	Einrichtungen

1Die	 Leiterinnen	 und	 Leiter	 von	 Einrichtun-
gen	nach	§	1	Abs.	2	haben	zu	gewährleisten,	dass	
die	dem	jeweiligen	Stand	der	medizinischen	Wis-
senschaft	 entsprechenden	 personell-fachlichen,	
betrieblich-organisatorischen	 sowie	 baulich-
funktionellen	Voraussetzungen	für	die	Einhaltung	
der	 allgemein	 anerkannten	 Regeln	 der	 Hygiene	
und	 Infektionsprävention	 geschaffen	 und	 die	
nach	dem	Stand	der	medizinischen	Wissenschaft	
erforderlichen	 Maßnahmen	 getroffen	 werden,	
um	 nosokomiale	 Infektionen	 zu	 verhüten	 und	
die	 Weiterverbreitung	 von	 Krankheitserregern,	
insbesondere	solcher	mit	Resistenzen,	zu	vermei-
den.	 2Die	 Einhaltung	 des	 Stands	 der	 medizini-
schen	Wissenschaft	wird	vermutet,	wenn	 jeweils	
die	veröffentlichten	Empfehlungen	der	nach	§	23	
Abs.	1	Satz	1	des	Infektionsschutzgesetzes	(IfSG)	
beim	 Robert	 Koch-Institut	 eingerichteten	 Kom-
mission	für	Krankenhaushygiene	und	Infektions-
prävention	und	der	nach	§	23	Abs.	2	Satz	1	IfSG	
beim	 Robert	 Koch-Institut	 eingerichteten	 Kom-
mission	 Antiinfektiva,	 Resistenz	 und	 Therapie	
beachtet	 worden	 sind.	 3Die	 Einrichtungen	 nach	
§	1	Abs. 2	Nrn.	1	bis	5	haben	darüber	hinaus	zu	
gewährleisten,	dass	die	Beschäftigten	regelmäßig	
über	die	Bedeutung	eines	vollständigen	und	aus-
reichenden	 Impfschutzes	zur	Verhütung	nosoko-
mialer	 Infektionen	 nach	 den	 Empfehlungen	 der	
nach	§ 20 Abs. 2	Satz	1	IfSG	beim	Robert	Koch-
Institut	 eingerichteten	 Ständigen	 Impfkommissi-
on	aufgeklärt	werden.	4Die	Verpfl	ichtungen	nach	
§	23	Abs.	3	bis	5	und	§ 36	Abs.	1	und	2	IfSG,	nach	
den	 medizinprodukterechtlichen	 Regelungen,	
dem	Transfusionsgesetz	 sowie	den	arzneimittel-,	
apotheken-,	transplantations-,	arbeitsschutz-	und	
berufsrechtlichen	Regelungen	bleiben	unberührt.

§	2a

Anforderungen	an	Bau,	Ausstattung	und	Betrieb

(1)	 1Baulich-funktionelle	Anlagen	 in	Einrich-
tungen	nach	§	1	Abs.	2	Nrn.	1	bis	5,	von	denen	

2126-1-2-UG

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Hygiene und Infektionsprävention  
in medizinischen Einrichtungen

Vom 9. August 2012
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ein	infektionshygienisches	Risiko	ausgehen	kann,	
sind	 gemäß	 den	 allgemein	 anerkannten	 Regeln	
der	Technik	zu	betreiben,	zu	warten	und	regelmä-
ßig	 hygienischen	 Überprüfungen	 durch	 den	 Be-
treiber	zu	unterziehen.	 2Die	Anlagen	dürfen	nur	
von	entsprechend	geschultem	Personal	betrieben	
und	gewartet	werden.

(2)	1Für	Einrichtungen	nach	§	1 Abs. 2	Nrn. 1	
und	3	und	für	Einrichtungen	für	ambulantes	Ope-
rieren,	 in	 denen	 eine	 den	 Krankenhäusern	 ver-
gleichbare	medizinische	Versorgung	erfolgt,	sind	
Bauvorhaben	vor	Beantragung	der	Baugenehmi-
gung	oder	vor	ihrer	Durchführung	hinsichtlich	der	
hygienischen	Anforderungen	durch	die	Kranken-
haushygienikerin	 oder	 den	 Krankenhaushygie-
niker	 zu	 bewerten.	 2Zugleich	 ist	 die	 zuständige	
Gesundheitsbehörde	 über	 das	 Bauvorhaben	 zu	
informieren.“

2.		§	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Die	Absatzbezeichnung	entfällt.

bb)	In	Satz	1	werden	die	Worte	„Nrn.	1	bis	5“	
durch	die	Worte	„Abs.	2	Nrn.	1	bis	7“	er-
setzt.

cc)	 In	 Satz	 2	 Nr.	 1	 werden	 die	 Worte	 „,  Be-
wohner	von	Pfl	egeeinrichtungen“	gestri-
chen.

dd)	In	Satz	3	werden	das	Wort	„krankenhaus-
spezifi	schen“	 durch	 das	 Wort	 „einrich-
tungsspezifi	schen“	 und	 die	 Worte	 „des	
Krankenhauses“	 durch	 die	 Worte	 „der	
jeweiligen	Einrichtung“	ersetzt.

ee)	 Es	wird	folgender	Satz	4	angefügt:

„4Auch	Einrichtungen	nach	§	1	Abs.	2	Nr.	8	
werden	 zur	 Erstellung	 von	 Hygieneplä-
nen	verpfl	ichtet;	Abs.	1	Satz	2	Nrn.	1	und	
5	gelten	entsprechend.“

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

3.		§	4	wird	wie	folgt	geändert:	

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„Jedes	Kran-
kenhaus	 und	 jede	 Vorsorge-	 und	 Reha-
bilitationseinrichtung“	 durch	 die	 Worte	
„Jede	Einrichtung	nach	§ 1	Abs. 2	Nrn. 1	
und	3“	ersetzt.

bb)	In	 Satz	 3	 Nr.	 6	 werden	 die	 Worte	 „die	
Hygienebeauftragten“	 durch	 die	 Worte	
„mindestens	 eine	 Hygienebeauftragte	
oder	ein	Hygienebeauftragter“	ersetzt.

cc)	 Sätze	4	und	5	werden	aufgehoben.

b)	 Abs.	 2	 und	 3	 werden	 durch	 folgende	 neue	
Abs. 2	und	3	und	folgende	Abs. 4	bis	7	ersetzt:

„(2)	 1Die	 Hygienekommission	 kann	 wei-
tere	 Fachkräfte	 als	 Mitglieder	 hinzuziehen,	
insbesondere	 Mikrobiologinnen	 und	 Mik-
robiologen	 von	 privaten	 oder	 öffentlichen	
Untersuchungsstellen	 einschließlich	 der	
Krankenhauslaboratorien,	 die	 Betriebsärz-
tin	 oder	 den	 Betriebsarzt,	 eine	 Apothekerin	
oder	einen	Apotheker,	die	oder	der	die	Ein-
richtung	mit	Arzneimitteln	versorgt,	die	Lei-
tung	 der	 hauswirtschaftlichen	 Bereiche,	 die	
technische	 Leitung	 sowie	 die	 Wirtschaftslei-
tung.	 2Die	 Hygienekommission	 kann	 zu	 ih-
rer	 fachlichen	Beratung	nach	Bedarf	weitere	
Fachkräfte	 hinzuziehen.	 3Zur	 Vorbereitung	
von	Beratungsgegen	ständen	können	Arbeits-
gruppen	gebildet	werden.

(3)	Die	Hygienekommission	hat	insbeson-
dere	

1.	 über	 die	 in	 den	 Hygieneplänen	 nach	
§  23	 Abs.  5	 IfSG	 festgelegten	 innerbe-
trieblichen	 Verfahrensweisen	 zur	 Infek-
tionshygiene	 zu	 beschließen,	 an	 deren	
Fortschreibung	 mitzuwirken	 und	 deren	
Einhaltung	zu	überwachen,

2.	 anhand	des	Risikoprofi	ls	der	Einrichtung,	
welches	auf	der	Grundlage	der	Empfeh-
lung	 ‚Personelle	 und	 organisatorische	
Voraussetzungen	zur	Prävention	nosoko-
mialer	 Infektionen’	 (Bundesgesundheits-
blatt	 2009,	 Jahrgang	 52,	 Heft	 10,	 S.	 951	
bis	962,	Springer	Verlag)	der	Kommission	
für	Krankenhaushygiene	und	 Infektions-
prävention	ermittelt	wurde,	den	erforder-
lichen	Bedarf	an	Fachpersonal	festzustel-
len,

3.	 in	 Einrichtungen	 nach	 §  1	 Abs.  2	 Nr.  1	
Empfehlungen	für	die	Aufzeichnung	von	
nosokomialen	Infektionen,	des	Auftretens	
von	 Krankheitserregern	 mit	 speziellen	
Resistenzen	 und	 Multiresistenzen	 so-
wie	des	Antibiotikaverbrauchs	nach	§ 23	
Abs. 4	IfSG	zu	erarbeiten,

4.	 in	Einrichtungen	nach	§ 1	Abs. 2	Nr. 1	die	
Aufzeichnungen	nach	Nr. 3	zu	bewerten	
und	 sachgerechte	 Schlussfolgerungen	
hinsichtlich	 erforderlicher	 Präventions-
maßnahmen	und	hinsichtlich	des	Einsat-
zes	von	Antibiotika	zu	ziehen,

5.	 Untersuchungen,	Maßnahmen	und	die	Auf-
zeichnungen	nach	§ 10	Abs.	3	festzulegen,

6.	 bei	der	Planung	von	Baumaßnahmen,	der	
Beschaffung	 von	 Anlagegütern	 und	 der	
Änderung	 von	 Organisationsplänen	 mit-
zuwirken,	 soweit	 Belange	 der	 Kranken-
haushygiene	berührt	sind	sowie	
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7.	 den	 hausinternen	 Fortbildungsplan	 für	
das	Personal	auf	dem	Gebiet	der	Hygiene	
und	 Infektionsprävention	 einschließlich	
des	Antibiotikaeinsatzes	zu	beschließen.	

(4)	 1Die	 oder	 der	 Vorsitzende	 beruft	 die	
Hygienekommission	mindestens	halbjährlich	
ein,	im	Übrigen	nach	Bedarf.	2Bei	gehäuftem	
Auftreten	von	nosokomialen	Infektionen	und	
bei	 besonderen	 die	 Hygiene	 betreffenden	
Vorkommnissen,	wird	die	Hygienekommissi-
on	unverzüglich	einberufen.	

(5)	Die	Hygienekommission	gibt	sich	eine	
Geschäftsordnung.

(6)	 1Die	 Ergebnisse	 der	 Beratungen	 sind	
schriftlich	 aufzuzeichnen.	 2Die	 Aufzeichnun-
gen	 sind	 zehn	 Jahre	 aufzubewahren.	 3Dem	
zuständigen	 Gesundheitsamt	 ist	 auf	 Verlan-
gen	 Einsicht	 in	 die	 Aufzeichnungen	 zu	 ge-
währen.

(7)	 1Für	 Einrichtungen,	 bei	 denen	 auf	
Grund	 ihrer	Aufgabenstellung	davon	ausge-
gangen	 werden	 kann,	 dass	 die	 Gefahr	 von	
nosokomialen	 Infektionen	 nur	 in	 geringem	
Umfang	 gegeben	 ist,	 kann	 bei	 der	 Zusam-
mensetzung	 der	 Hygienekommission	 und	
der	Sitzungshäufi	gkeit	von	den	Vorgaben	der	
Abs.	1	bis	4	abgewichen	werden.	2Einrichtun-
gen	 in	diesem	Sinn	sind	 insbesondere	Fach-
krankenhäuser	 für	 Psychiatrie	 und	 Psycho-
therapie.“

4.	 Es	wird	folgender	neuer	§	5	eingefügt:	

„§	5

Ausstattung	mit	Fachpersonal

(1)	Einrichtungen	nach	§	1	Abs.	2	Nrn.	1	bis	5	
haben	nach	Maßgabe	der	§§	6	bis	8	Krankenhaus-
hygienikerinnen	 und	 Krankenhaushygieniker	
zu	beschäftigen	oder	sich	von	diesen	beraten	zu	
lassen,	sowie	Hygienefachkräfte	zu	beschäftigen	
und	hygienebeauftragte	Ärztinnen	und	hygiene-
beauftragte	Ärzte	und	Hygienebeauftragte	in	der	
Pfl	ege	zu	bestellen.	

(2)	 In	 Einrichtungen	 nach	 §  1	 Abs.	 2	 Nrn.  1	
und	 2	 sind	 entsprechend	 qualifi	zierte	 Ärztinnen	
und	Ärzte	zu	benennen,	die	das	ärztliche	Personal	
zu	 klinisch-mikrobiologischen,	 klinisch-pharma-
zeutischen	und	klinisch-pharmakologischen	Fra-
gestellungen	beraten	und	die	Leitung	der	Einrich-
tung	 bei	 der	 Erfüllung	 ihrer	 Pfl	ichten	 nach	 §  23	
Abs. 4	Satz 2	IfSG	unterstützen.

(3)	 Fachlich	 geeignetes	 Personal	 darf	 bis	
zum	31.	Dezember	2016	auch	dann	als	Hygiene-
fachkraft,	 als	 Krankenhaushygienikerin	 oder	 als	
Krankenhaushygieniker	 eingesetzt	 werden	 oder	
als	 hygienebeauftragte	 Ärztin	 oder	 hygienebe-
auftragter	 Arzt	 oder	 als	 Hygienebeauftragte	 in	

der	Pfl	ege	oder	Hygienebeauftragter	in	der	Pfl	e-
ge	bestellt	sein,	wenn	die	Anforderungen	an	die	
Qualifi	kation	nach	§§	6	bis	8	nicht	erfüllt	sind.“

5.		Der	bisherige	§	5	wird	§	6	und	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „als	 appro-
bierter	 Humanmediziner	 oder	 als	 appro-
bierte	Humanmedizinerin“	gestrichen.

bb)	In	Satz	3	werden	die	Worte	„Abs.	1	Satz	1“	
durch	 die	 Worte	 „Abs.	 4“	 ersetzt	 und	
nach	dem	Wort	„Infektionen“	werden	die	
Worte	„und	der	Daten	zu	Art	und	Umfang	
des	Antibiotika-Verbrauchs“	eingefügt.	

b)	 Abs.	 2	 wird	 durch	 folgenden	 neuen	 Abs.  2	
und	folgenden	Abs. 3	ersetzt:

„(2)	1In	den	Einrichtungen	nach	§	1	Abs.	2	
Nrn.	1	bis	5	ist	sicherzustellen,	dass	eine	Be-
ratung	 durch	 eine	 Krankenhaushygienike-
rin	 oder	 einen	 Krankenhaushygieniker	 ge-
währleistet	 ist.	 2Der	 Beratungsumfang	 muss	
das	 Behandlungsspektrum	 der	 Einrichtung	
und	 das	 Risikoprofi	l	 der	 dort	 behandelten	
Patientinnen	 und	 Patienten	 berücksichtigen	
und	 ist	 so	 zu	 bemessen,	 dass	 die	 Erfüllung	
der	 Aufgaben	 nach	 Abs.  1	 gewährleistet	 ist.	
3Krankenhäuser	der	zweiten	und	dritten	Ver-
sorgungsstufe	 haben	 eine	 Krankenhaushy-
gienikerin	 oder	 einen	 Krankenhaushygieni-
ker	hauptamtlich	in	Vollzeit	zu	beschäftigen.	
4Eine	hauptamtliche	Tätigkeit	besteht,	wenn	
der	überwiegende	Teil	der	Berufstätigkeit	 in	
dieser	Funktion	ausgeübt	wird.

	
(3)	1Qualifi	ziert	für	die	Wahrnehmung	der	

Aufgaben	 in	 Einrichtungen	 nach	 §  1	 Abs.	 2	
Nrn. 1	bis	5	ist,	wer

1.	 als	Fachärztin	oder	Facharzt	für	Hygiene	
und	Umweltmedizin	oder	für	Mikrobiolo-
gie,	 Virologie	 und	 Infektionsepidemiolo-
gie	anerkannt	ist	oder

2.	 approbierte	 Humanmedizinerin	 oder	
approbierter	 Humanmediziner	 ist,	 eine	
Facharztweiterbildung	 mit	 klinischem	
Bezug	erfolgreich	abgeschlossen	hat	oder	
eine	Anerkennung	als	Fachärztin	 für	 öf-
fentliches	 Gesundheitswesen	 oder	 Fach-
arzt	 für	 öffentliches	 Gesundheitswesen	
besitzt	und

a)	 eine	 von	 einer	 Landesärztekammer	
anerkannte	 Zusatzbezeichnung	 auf	
dem	Gebiet	der	Krankenhaushygiene	
erworben	hat	oder

b)	 eine	 durch	 eine	 Landesärztekammer	
anerkannte	 strukturierte,	 curriculare	
Fortbildung	 in	 der	 Krankenhaushy-
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giene	 erfolgreich	 mit	 einer	 Prüfung	
durch	 eine	 Landesärztekammer	 ab-
geschlossen	hat.

2In	 Krankenhäusern	 der	 zweiten	 und	 dritten	
Versorgungsstufe	 darf	 als	 Krankenhaushygi-
enikerin	oder	Krankenhaushygieniker	nur	tä-
tig	sein,	wer	nach	Satz	1	Nr.	1	qualifi	ziert	ist.“

6.		Der	bisherige	§ 6	wird	aufgehoben.

7.	 §	7	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.  1	 Satz  3	 wird	 durch	 folgenden	 neuen	
Satz 3	und	folgenden	Satz 4	ersetzt:

„3Hygienefachkräfte	 unterstehen	 der	 fachli-
chen	Weisung	der	Krankenhaushygienikerin	
oder	 des	 Krankenhaushygienikers.	 4In	 den	
Krankenhäusern	 ohne	 hauptamtliche	 Kran-
kenhaushygienikerin	 oder	 hauptamtlichen	
Krankenhaushygieniker	 sind	 die	 Hygiene-
fachkräfte	der	Ärztlichen	Direktorin	oder	dem	
Ärztlichen	Direktor	unterstellt.“

b)	 Abs. 2	und	3	erhalten	folgende	Fassung:

„(2)	 1Die	 Qualifi	kation	 für	 die	 Wahrneh-
mung	 der	 Aufgaben	 einer	 Hygienefachkraft	
besitzt,	wer	über	eine	Erlaubnis	 zum	Führen	
der	 Berufsbezeichnung	 ‚Gesundheits-	 und	
Krankenpfl	egerin’	 oder	 ‚Gesundheits-	 und	
Krankenpfl	eger’	oder	‚Gesundheits-	und	Kin-
derkrankenpfl	egerin’	oder	‚Gesundheits-	und	
Kinderkrankenpfl	eger’	 und	 über	 eine	 min-
destens	 dreijährige	 Berufserfahrung	 verfügt.	
2Im	 Übrigen	 ergeben	 sich	 die	 Vorgaben	 zur	
Qualifi	kation	 aus	 dem	 allgemein	 anerkann-
ten	Stand	der	Wissenschaft,	insbesondere	den	
Empfehlungen	der	Kommission	 für	Kranken-
haushygiene	und	Infektionsprävention.

(3)	 1Bei	 der	 Ermittlung	 des	 Personalbe-
darfs	für	Hygienefachkräfte	in	Einrichtungen	
nach	§	1	Abs.	2	Nrn.	1	bis	5	ist	das	Behand-
lungsspektrum	 der	 Einrichtung	 und	 das	 Ri-
sikoprofi	l	 der	 dort	 behandelten	 Patientinnen	
und	 Patienten	 zu	 berücksichtigen.	 2Die	 Per-
sonalbedarfsermittlung	ist	auf	der	Grundlage	
dieser	 Risikobewertung	 gemäß	 der	 Empfeh-
lung	 ‚Personelle	 und	 organisatorische	 Vor-
aussetzungen	 zur	 Prävention	 nosokomialer	
Infektionen’	 der	 Kommission	 für	 Kranken-
haushygiene	und	Infektionsprävention	vorzu-
nehmen	und	umzusetzen.“

8.	 Es	wird	folgender	neuer	§	8	eingefügt:	

„§	8

Hygienebeauftragte	Ärztin	und	
hygienebeauftragter	Arzt

(1)	 1Aufgaben	 der	 hygienebeauftragten	 Ärz-
tin	oder	des	hygienebeauftragten	Arztes	sind:

1.	 als	Ansprechperson	zur	Verfügung	zu	stehen	
und	 die	 Unterstützung	 des	 Hygienefachper-
sonals	im	Verantwortungsbereich,	

2.	 die	 Mitwirkung	 bei	 der	 Einhaltung	 der	 Re-
geln	 der	 Hygiene	 und	 Infektionsprävention	
und	Anregung	von	Verbesserungen	der	Hygi-
enepläne	und	Funktionsabläufe	sowie

3.	 die	Mitwirkung	bei	der	hausinternen	Fortbil-
dung	des	Krankenhauspersonals	in	der	Kran-
kenhaushygiene.	

2Für	die	Wahrnehmung	der	Aufgaben	ist	sie	oder	
er	im	erforderlichen	Umfang	freizustellen.

(2)	 Als	 hygienebeauftragte	 Ärztin	 oder	 hy-
gienebeauftragter	Arzt	darf	nur	bestellt	werden,	
wer	 eine	 Anerkennung	 als	 Fachärztin	 oder	 als	
Facharzt	 erhalten	 hat,	 weisungsbefugt	 ist	 und	
an	 einer	 strukturierten	 curricularen	 Fortbildung	
zur	hygienebeauftragten	Ärztin	oder	zum	hygie-
nebeauftragten	Arzt	 im	Umfang	von	mindestens	
40	Stunden	teilgenommen	hat.

(3)	1Jede	Einrichtung	nach	§	1	Abs.	2	Nrn.	1,	
3	bis	5	und	jede	Einrichtung	für	ambulantes	Ope-
rieren,	 in	 denen	 eine	 den	 Krankenhäusern	 ver-
gleichbare	 medizinische	 Versorgung	 erfolgt,	 hat	
mindestens	 eine	 hygienebeauftragte	 Ärztin	 oder	
einen	hygienebeauftragten	Arzt	zu	bestellen.	 2In	
Einrichtungen	nach	§ 1	Abs.	2	Nr.	1	mit	mehreren	
Fachabteilungen	mit	besonderem	Risikoprofi	l	für	
nosokomiale	 Infektionen	 sollte	 für	 jede	 Fachab-
teilung	 eine	 hygienebeauftragte	 Ärztin	 oder	 ein	
hygienebeauftragter	 Arzt	 bestellt	 werden.	 3Als	
Orientierungsmaßstab	 wird	 die	 Empfehlung	 der	
Kommission	für	Krankenhaushygiene	und	Infek-
tionsprävention	 ‚Personelle	 und	 organisatorische	
Voraussetzungen	zur	Prävention	nosokomialer	In-
fektionen’	herangezogen.“

9.	 Der	bisherige	§	8	wird	§	9	und	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	werden	die	Worte	„und	in	
Pfl	egeeinrichtungen“	gestrichen.

b)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:	

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„in	Kranken-
häusern	sowie	Vorsorge-	und	Rehabilita-
tionseinrichtungen“	gestrichen.

bb)	Satz	3	wird	aufgehoben.	

cc)	 Der	bisherige	Satz	4	wird	Satz	3;	die	Wor-
te	 „nach	 §	 23	 Abs.	 2	 Satz	 1	 IfSG	 beim	
Robert	Koch-Institut	eingerichteten“	wer-
den	gestrichen.

c)	 Abs.	 2	 wird	 durch	 folgenden	 neuen	 Abs.  2	
und	folgenden	Abs. 3	ersetzt:

„(2)	 Als	 Hygienebeauftragte	 in	 der	 Pfl	e-
ge	 oder	 Hygienebeauftragter	 in	 der	 Pfl	ege	
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darf	 nur	 bestellt	 werden,	 wer	 über	 die	 Er-
laubnis	 zum	 Führen	 der	 Berufsbezeichnung	
‚Gesundheits-	 und	 Krankenpfl	egerin’	 oder	
‚Gesundheits-	und	Krankenpfl	eger’	oder	‚Ge-
sundheits-	und	Kinderkrankenpfl	egerin’	oder	
‚Gesundheits-	 und	 Kinderkrankenpfl	eger’	
und	 über	 eine	 dreijährige	 Berufserfahrung	
verfügt.

(3)	 1Jede	 medizinische	 Einrichtung	 nach	
§	1	Abs.	2	Nrn.	1,	3	und	5	und	jede	Einrich-
tung	für	ambulantes	Operieren,	in	denen	eine	
den	Krankenhäusern	vergleichbare	medizini-
sche	Versorgung	erfolgt,	hat	mindestens	eine	
Hygienebeauftragte	in	der	Pfl	ege	oder	einen	
Hygienebeauftragten	 in	der	Pfl	ege	auf	 jeder	
Station	zu	bestellen.	2Im	Übrigen	richtet	sich	
der	Personalbedarf	für	Hygienebeauftragte	in	
der	 Pfl	ege	 nach	 dem	 Behandlungsspektrum	
der	Einrichtung	sowie	nach	dem	Risikoprofi	l	
der	dort	behandelten	Patientinnen	und	Pati-
enten.“

10.		Der	bisherige	§	9	wird	§	10	und	wie	 folgt	geän-
dert:	

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Leiterinnen	und	Leiter	von	Einrichtun-
gen	nach	§ 1	Abs. 2	Nrn. 1	und	2	haben	
nach	§	23	Abs.	4	IfSG	sicherzustellen,	dass	

1.	 die	 nach	 §	 4	 Abs.	 2	 Nr.	 2	 Buchst.	 b	
IfSG	 festgelegten	 nosokomialen	 In-
fektionen	 und	 das	 Auftreten	 von	
Krankheitserregern	 mit	 speziellen	
Resistenzen	 und	 Multiresistenzen	
fortlaufend	in	einer	gesonderten	Nie-
derschrift	 aufgezeichnet	 und	 bewer-
tet	werden,

2.	 sachgerechte	 Schlussfolgerungen	
hinsichtlich	 erforderlicher	 Präventi-
onsmaßnahmen	gezogen	werden	und	

3.	 die	 erforderlichen	 Präventionsmaß-
nahmen	dem	Personal	mitgeteilt	und	
umgesetzt	werden.“

bb)	Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	eingefügt:

„2Die	 Leiterinnen	 und	 Leiter	 dieser	 Ein-
richtungen	 haben	 auch	 sicherzustellen,	
dass	

1.	 die	 nach	 §	 4	 Abs.	 2	 Nr.	 2	 Buchst.	 b	
IfSG	 festgelegten	 Daten	 zu	 Art	 und	
Umfang	 des	 Antibiotikaverbrauchs	
nach	 §	 23	 Abs.	 4	 IfSG	 fortlaufend	
in	 zusammengefasster	 Form	 aufge-
zeichnet,	unter	Berücksichtigung	der	
lokalen	 Resistenzsituation	 unter	 Be-
teiligung	 einer	 klinisch-mikrobiolo-

gisch,	 klinisch-pharmazeutisch	 und	
klinisch-pharmakologischen	 Bera-
tung	bewertet	werden,

2.	 sachgerechte	 Schlussfolgerungen	
hinsichtlich	 des	 Einsatzes	 von	 Anti-
biotika	gezogen	werden	und	

3.	 sich	hieraus	ergebende	erforderliche	
Anpassungen	 des	 Antibiotikaeinsat-
zes	dem	Personal	mitgeteilt	und	um-
gesetzt	werden.“

cc)	 Der	bisherige	Satz	2	wird	Satz	3;	das	Wort	
„Aufgabe“	wird	durch	das	Wort	„Aufga-
ben“	ersetzt.

dd)	Der	bisherige	Satz 3	wird	Satz 4.

ee)	 Der	bisherige	Satz	4	wird	Satz	5;	die	Wor-
te	„Satz	1“	werden	durch	die	Worte	„den	
Sätzen	1	und	2“	ersetzt.

ff)	 Der	bisherige	Satz 5	wird	Satz 6.

b)	 Es	werden	folgender	neuer	Abs.	2	und	folgen-
der	Abs.	3	eingefügt:

„(2)	 Die	 Erfassung	 und	 Bewertung	 von	
nosokomialen	 Infektionen	 und	 von	 Erregern	
mit	speziellen	Resistenzen	und	Multiresisten-
zen	nach	§	23	Abs.	4	IfSG	hat	mit	geeigneten	
Verfahren,	wie	z. B.	dem	Krankenhaus-Infek-
tions-Surveillance-System	(KISS),	zu	erfolgen.

(3)	 1Die	Leiterinnen	oder	Leiter	von	Ein-
richtungen	nach	§	1	Abs.	2	Nrn. 1 bis	5	haben	
sicherzustellen,	 dass	 Patientinnen	 und	 Pati-
enten,	von	denen	ein	Risiko	für	nosokomiale	
Infektionen	 ausgeht,	 frühzeitig	 erkannt	 und	
dass	 Schutzmaßnahmen	 eingeleitet	 werden.	
2Die	 Untersuchungen	 und	 Maßnahmen	 sind	
in	der	Patientenakte	aufzuzeichnen.	3Die	Auf-
zeichnung	muss	so	gestaltet	sein,	dass	es	dem	
zuständigen	Personal	möglich	 ist,	die	vorge-
sehenen	Schutzmaßnahmen	durchzuführen.“

c)	 Der	bisherige	Abs.	2	wird	Abs.	4.

11.		Es	werden	folgender	neuer	§11	und	folgende	§§12	
und	13	eingefügt:	

„§	11

Datenschutz,	Akteneinsichtsrecht

(1)	 1Patientendaten	 einschließlich	 Daten,	 die	
gemäß	§	203	Abs.	 1	und	3	des	Strafgesetzbuchs	
dem	 ärztlichen	 Berufsgeheimnis	 unterliegen,	
dürfen	 an	 die	 Krankenhaushygienikerinnen	 und	
Krankenhaushygieniker,	 hygienebeauftragten	
Ärztinnen	und	Ärzte,	Hygienefachkräfte	und	Hy-
gienebeauftragte	 in	 der	 Pfl	ege	 weitergegeben	
werden,	 soweit	 dies	 zur	 Erfüllung	 der	 sich	 aus	
dieser	 Verordnung	 ergebenden	 Aufgaben	 erfor-
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derlich	ist.	2Bedienen	sich	die	Einrichtungen	nach	
§	 1	 Abs.	 2	 Nrn.	 1	 bis	 5	 bei	 der	 Ausstattung	 mit	
Fachpersonal	(§	5	Abs.	1)	anderer	Personen,	ist	si-
cherzustellen,	dass	die	in	Satz	1	genannten	Daten	
bei	 deren	 Verarbeitung	 und	 Nutzung	 durch	 das	
Fachpersonal	im	Gewahrsam	der	Einrichtung	ver-
bleiben,	 soweit	 sich	 nicht	 auf	 Grund	 dieser	 Ver-
ordnung	oder	einer	anderen	Rechtsvorschrift	die	
Befugnis	zur	Übermittlung	ergibt.	3Krankenhaus-
hygienikerinnen,	 Krankenhaushygieniker,	 hygi-
enebeauftragte	 Ärztinnen	 und	 Ärzte,	 Hygiene-
fachkräfte	und	Hygienebeauftragte	in	der	Pfl	ege	
haben	das	Recht,	in	Akten	der	Einrichtungen	nach	
§	1	Abs.	2	Nrn.	1	bis	5	einschließlich	der,	auch	in	
digitalisierter	 Form	 geführten,	 Patientenakten	
Einsicht	zu	nehmen	und	Daten	zu	erheben,	soweit	
es	zur	Erfüllung	ihrer	Aufgaben	erforderlich	ist.

(2)	1Die	nach	Abs.	1	erhobenen	Daten	dürfen	
von	dem	in	Abs.	1	genannten	Fachpersonal	ver-
arbeitet	und	genutzt	werden,	soweit	dies	zur	Er-
füllung	seiner	Pfl	ichten	und	Aufgaben	nach	die-
ser	Verordnung	erforderlich	ist.	2Die	Regelung	in	
Abs.	1	Satz	2	gilt	entsprechend.	

(3)	 1In	Einrichtungen	nach	§	1	Abs.	2	Nrn.	1	
und	2	sind	die	Aufzeichnungen	zur	Erfassung	und	
Bewertung	 nosokomialer	 Infektionen	 nach	 §	 23	
Abs.	 4	 IfSG	 der	 Krankenhaushygienikerin	 oder	
dem	 Krankenhaushygieniker	 in	 regelmäßigen	
Abständen,	 bei	 Gefahr	 in	 Verzug	 unverzüglich,	
vorzulegen.	 2Diese	 Aufzeichnungen	 sind	 in	 Ein-
richtungen	nach	§	1	Abs.	2	Nr.	1	darüber	hinaus	
auch	 der	 hygienebeauftragten	 Ärztin	 oder	 dem	
hygienebeauftragten	 Arzt,	 der	 Hygienefachkraft	
und	der	Hygienekommission	vorzulegen.

§	12

Information	und	Schulung	des	Personals

(1)	 1Das	 Hygienefachpersonal	 nach	 §§	 6	 bis	
9	 ist	 verpfl	ichtet,	 sich	 mit	 dem	 aktuellen	 Stand	
der	 Infektionshygiene	 vertraut	 zu	 machen	 und	
mindestens	im	Abstand	von	zwei	Jahren	an	ent-
sprechenden	Fortbildungsveranstaltungen	teilzu-
nehmen.	 2Dem	 Fachpersonal	 muss	 hierfür	 Gele-
genheit	zur	Teilnahme	an	den	für	sie	bestimmten	
Fortbildungsveranstaltungen	auf	dem	Gebiet	der	
Infektionshygiene	gegeben	werden.

(2)	 1Die	 Leitung	 der	 Einrichtungen	 nach	 §	 1	
Abs.	 2	 Nrn.	 1	 bis	 5	 hat	 das	 in	 der	 Patientenver-
sorgung	 tätige	 Personal	 bei	 Beginn	 des	 Arbeits-
verhältnisses	 und	 danach	 in	 regelmäßigen	 Ab-
ständen,	mindestens	jedoch	einmal	jährlich,	über	
die	in	den	Hygieneplänen	nach	§	3	Abs.	1	Satz	2	
dieser	Verordnung	und	§	23	Abs.  5  IfSG	 festge-
legten	 innerbetrieblichen	 Verfahrensweisen	 zur	
Infektionshygiene	zu	informieren.	2Die	Kenntnis-
nahme	 der	 Information	 ist	 durch	 Unterschrift	 zu	
bestätigen.	 3Dem	 in	der	Patientenversorgung	 tä-
tigen	Personal	 in	Einrichtungen	nach	§	1	Abs.	2	
Nrn.	1	bis	5	muss	Gelegenheit	zur	Teilnahme	an	

geeigneten	infektionshygienischen	Fortbildungs-
veranstaltungen	gegeben	werden.

§	13

Sektorübergreifender	Informationsaustausch

Die	Einrichtungen	nach	§	1	Abs.	2	Nrn.	1	bis	
5	 haben	 bei	 Verlegung,	 Überweisung	 oder	 Ent-
lassung	von	Patientinnen	und	Patienten	Informa-
tionen	über	Maßnahmen,	die	zur	Verhütung	und	
Bekämpfung	 von	 nosokomialen	 Infektionen	 und	
von	 Krankheitserregern	 mit	 speziellen	 Resisten-
zen	 und	 mit	 Multiresistenzen	 erforderlich	 sind,	
an	den	Rettungsdienst,	die	aufnehmende	Einrich-
tung	 oder	 die	 niedergelassene	 Ärztin	 oder	 den	
niedergelassenen	Arzt	weiterzugeben.“

12.		Der	bisherige	§	10	wird	§	14	und	wie	folgt	geän-
dert:

a)		 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:	

aa)		Der	 bisherige	 Wortlaut	 wird	 Satz	 1;	 die	
Worte	 „Nrn.	 1	 bis	 5“	 werden	 durch	 die	
Worte	„Abs.	2	Nrn.	1	bis	7“	ersetzt.

bb)	Es	werden	folgende	Sätze	2	und	3	ange-
fügt:

„2Einrichtungen	nach	§	1	Abs.	2	Nr.	2	ha-
ben	 bei	 Aufnahme	 ihrer	 Tätigkeit	 diese	
bei	der	für	den	Ort	der	Niederlassung	zu-
ständigen	 unteren	 Behörde	 für	 Gesund-
heit,	 Veterinärwesen,	 Ernährung	 und	
Verbraucherschutz	 anzuzeigen.	 3Einrich-
tungen,	 die	 im	 Zeitpunkt	 des	 Inkrafttre-
tens	 ihre	 Tätigkeit	 schon	 aufgenommen	
haben,	 haben	 diese	 innerhalb	 von	 drei	
Monaten	ab	Inkrafttreten	bei	der	in	Satz	2	
genannten	Behörde	anzuzeigen.“

b)	 In	Abs.	 2	werden	die	Worte	„Nrn.	 6	bis	 11“	
durch	die	Worte	„Abs.	2	Nr.	8“	ersetzt.	

c)	 In	Abs.	3	wird	die	Zahl	„11“	durch	die	Zahl	
„8“	ersetzt.

d)	 Abs.	4	erhält	folgende	Fassung:

„(4)	 1Die	 mit	 der	 Überwachung	 beauf-
tragten	Personen	sind,	soweit	dies	zur	Erfül-
lung	 ihrer	 Aufgaben	 erforderlich	 ist,	 befugt,	
zu	 Betriebs-	 und	 Geschäftszeiten	 Betriebs-
grundstücke,	 Geschäfts-	 und	 Betriebsräume,	
zum	Betrieb	gehörende	Anlagen	und	Einrich-
tungen	sowie	Verkehrsmittel	zu	betreten,	zu	
besichtigen	sowie	 in	die	Bücher	oder	 sonsti-
gen	Unterlagen	Einsicht	zu	nehmen	und	hie-
raus	Abschriften,	Ablichtungen	oder	Auszüge	
anzufertigen	sowie	sonstige	Gegenstände	zu	
untersuchen	 oder	 Proben	 zur	 Untersuchung	
zu	 fordern	 oder	 zu	 entnehmen.	 2§	 16	 Abs.	 2	
Sätze	2	bis	4	IfSG	gelten	entsprechend.“
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13.		Es	wird	folgender	§	15	eingefügt:

„§	15

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig	im	Sinn	des	§	73	Abs.	1	Nr.	24	
IfSG	handelt,	wer	vorsätzlich	oder	fahrlässig	

1.	 entgegen	§	4	Abs.	1	keine	Hygienekommissi-
on	einrichtet,	

2.	 entgegen	§	5	Abs.	1	und	3	in	Verbindung	mit	
§§	 6	 bis	 9	 nicht	 das	 erforderliche	 Hygiene-
fachpersonal	vorhält,	

3.	 entgegen	§	10	keine	Bewertung	der	erfassten	
Daten	 zu	 nosokomialen	 Infektionen,	 Anti-
biotikaresistenzen	 und	 Antibiotikaverbrauch	
vornimmt,	

4.	 entgegen	 §	 13	 infektionsschutzrelevante	 In-
formationen	nicht	weitergibt.“

14.		Der	bisherige	§	11	wird	§	16;	Abs.	2	und	3	werden	
aufgehoben	 und	 die	 Absatzbezeichnung	 im	 bis-
herigen	Abs. 1	entfällt.

§ 2

Diese	Verordnung	 tritt	am	1.	September	2012	 in	
Kraft.

München,	den	9.	August	2012

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit

Dr.	Marcel		H	u	b	e	r	,		Staatsminister
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2230-2-3-2-WFK

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Durchführung des 
Bayerischen Eliteförderungsgesetzes

Vom 13. August 2012

Auf	Grund	des	Art.	9	Nr.	2	des	Bayerischen	Eliteför-
derungsgesetzes	(BayEFG)	vom	26. April	2005	(GVBl	
S.	104,	BayRS	2230-2-3-WFK)	erlässt	das	Bayerische	
Staatsministerium	 für	 Wissenschaft,	 Forschung	 und	
Kunst	im	Einvernehmen	mit	den	Bayerischen	Staats-
ministerien	für	Unterricht	und	Kultus	und	der	Finan-
zen	folgende	Verordnung:

§	1

§  5	 Abs.  3	 Satz  1	 der	 Verordnung	 zur	 Durch-
führung	 des	 Bayerischen	 Eliteförderungsgesetzes	
(DVBayEFG)	vom	30.	Juni	2005	(GVBl	S.	248,	BayRS	
2230-2-3-2-WFK),	zuletzt	geändert	durch	Verordnung	
vom	14.	Oktober	2011	(GVBl	S.	542),	erhält	folgende	
Fassung:

„1Folgende	 Voraussetzungen	 müssen	 für	 die	 Zulas-
sung	zur	Prüfung	erfüllt	sein:	

1.	 die	Hochschulreife	oder	Fachhochschulreife	wur-
de	mit	einer	Note	von	mindestens	1,3	 in	Bayern	
erworben	und

2.	 es	wurden	folgende	Leistungen	erbracht:

a)	 beim	 Besuch	 der	 gymnasialen	 Oberstufe	
wurde	 in	 der	 Gesamtqualifi	kation	 aus	 Block	
I,	 der	 Qualifi	kationsphase,	 eine	 Summe	 von	
mindestens	524	Punkten	eingebracht,	davon	
aus	den	Fächern	Deutsch,	Mathematik,	 fort-
geführter	Fremdsprache	sowie	entweder	aus	
dem	Fach	Geschichte	oder	einer	in	vier	Aus-
bildungsabschnitten	 belegten	 Naturwissen-
schaft	 insgesamt	 209	 Punkte	 und	 zusätzlich	
in	 der	 Gesamtqualifi	kation	 aus	 Block	 II,	 der	

Abiturprüfung,	 eine	 Summe	 von	 mindestens	
250	Punkten	oder

b)	 beim	Erwerb	der	Hochschulreife	gemäß	Ver-
ordnung	über	die	Prüfung	für	den	Hochschul-
zugang	 von	 besonders	 befähigten	 Berufstä-
tigen	 wurden	 im	 Zeugnis	 der	 allgemeinen	
Hochschulreife	 eine	 Gesamtpunktzahl	 von	
mindestens	 428	 Punkten	 und	 in	 den	 schrift-
lichen	Arbeiten	zum	Erwerb	der	allgemeinen	
Hochschulreife	 eine	 Summe	 von	 mindestens	
38	Punkten	einfacher	Wertung	erreicht	oder

c)	 beim	 Erwerb	 der	 Hochschulreife	 oder	 der	
Fachhochschulreife	 an	 einer	 berufl	ichen	
Schule	wurde	in	den	schriftlichen	oder	prak-
tischen	 Prüfungsarbeiten	 zur	 Erlangung	 der	
Fachhochschulreife	 oder	 der	 Hochschulreife	
ein	 Notendurchschnitt	 von	 mindestens	 1,5	
(12,5	Punkte)	erzielt,	wobei	keine	Einzelnote	
schlechter	als	2	(10 Punkte)	sein	darf.“

§	2

1Diese	Verordnung	tritt	am	1.	September	2012 in	
Kraft.	 2Für	 Schulabsolventen	 und	 Schulabsolventin-
nen	der	gymnasialen	Oberstufe	des	Abiturjahrgangs	
2013	 gilt	 §	 5	 Abs.	 3	 Satz	 1	 DVBayEFG	 in	 der	 bis	
31.	August	2012	geltenden	Fassung.	

München,	den	13.	August	2012	

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr.	Wolfgang		H	e	u	b	i	s	c	h	,		Staatsminister

2230-2-3-2-WFK

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Durchführung des  
Bayerischen Eliteförderungsgesetzes

Vom 13. August 2012
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800-21-88-UG

Prüfungsordnung zur Durchführung von 
Zwischen- und Abschlussprüfungen im Ausbildungsberuf 

Sozialversicherungsfachangestellter/Sozialversicherungsfachangestellte 
in der Fachrichtung allgemeine Krankenversicherung 

(POZASozifaKV)

Vom 13. August 2012

Auf	Grund	von	§§	9,	47	Abs.	1	und	§ 73	Abs.	2	des	
Berufsbildungsgesetzes	 (BBiG)	 vom	 23.  März	 2005	
(BGBl	 I	 S.	 931),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Art.  24	 des	
Gesetzes	vom	20. Dezember	2011	(BGBl	I	S. 2854),	in	
Verbindung	mit	Art.	5	Abs.	1	Satz	2	des	Gesetzes	zur	
Ausführung	des	Berufsbildungsgesetzes	(AGBBiG)	in	
der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	29.	September	
1993	(GVBl	S.	754,	BayRS	800-21-1-A),	zuletzt	geän-
dert	durch	Gesetz	vom	24.	 Juni	2005	 (GVBl	S. 197),	
erlässt	das	Bayerische	Staatsministerium	für	Umwelt	
und	 Gesundheit	 folgende	 vom	 Berufsbildungsaus-
schuss	beschlossene	Prüfungsordnung:

Inhaltsübersicht

Teil 1

Ausschüsse im Prüfungswesen

§	  1	 Errichtung	 der	 Ausschüsse,	 Geschäftsstelle	 für	 das	
Prüfungswesen

§	  2	 Zusammensetzung	und	Berufung
§	  3	 Ausschluss	von	der	Mitwirkung,	Befangenheit
§	  4	 Vorsitz,	Beschlussfähigkeit,	Abstimmung
§	  5	 Verschwiegenheit
§	  6	 Geschäftsführung

Teil 2

Durchführung der Prüfungen

Abschnitt	1

Allgemeine Regelungen

§	  7	 Nichtöffentlichkeit
§	  8	 Nachteilsausgleich
§	  9	 Abnahme	der	Prüfungen,	Aufsicht
§	10	 Ausweispfl	icht	und	Belehrung
§	11	 Täuschungshandlungen	und	Ordnungsverstöße

Abschnitt	2

Zwischenprüfung

§	12	 Prüfungszweck
§	13	 Prüfungstermin,	Prüfungsort
§	14	 Anmeldung	zur	Prüfung
§	15	 Gegenstand	und	Gliederung	der	Prüfung
§	16	 Prüfungsaufgaben

§	17	 Bewertung
§	18	 Prüfungsbescheinigung
§	19	 Nichtteilnahme
§	20	 Prüfungsunterlagen

Abschnitt	3

Abschlussprüfung

§	21	 Prüfungsziel
§	22	 Prüfungstermin
§	23	 Zulassungsvoraussetzungen
§	24	 Anmeldung	zur	Prüfung
§	25	 Entscheidung	über	die	Zulassung
§	26	 Gegenstand	und	Gliederung	der	Prüfung
§	27	 Prüfungsaufgaben
§	28	 Bewertung
§	29	 Teilnahme	an	der	mündlichen	Prüfung
§	30	 Mündliche	Ergänzungsprüfung
§	31	 Feststellung	des	Prüfungsergebnisses
§	32	 Prüfungszeugnis
§	33	 Nicht	bestandene	Prüfung
§	34	 Wiederholungsprüfung	im	Fall	des	Nichtbestehens
§	35	 Rücktritt,	Nichtteilnahme
§	36	 Prüfungsunterlagen

Teil 3

Schlussbestimmungen

§	37	 Änderung	von	Prüfungsordnungen
§	38	 Übergangsregelung
§ 39	 Inkrafttreten

Teil 1

Ausschüsse im Prüfungswesen

§	1

Errichtung	der	Ausschüsse,	Geschäftsstelle	
für	das	Prüfungswesen

(1)	 Für	 die	 Abnahme	 der	 Zwischenprüfungen	
und	 der	 Abschlussprüfungen	 im	 Ausbildungsberuf	
Sozialversicherungsfachangestellter/Sozialversiche-
rungsfachangestellte	 in	 der	 Fachrichtung	 allgemei-
ne	Krankenversicherung	errichtet	das	Landesamt	für	
Gesundheit	und	Lebensmittelsicherheit	jeweils	einen	
oder	mehrere	Prüfungsausschüsse.

800-21-88-UG

Prüfungsordnung zur Durchführung von  
Zwischen- und Abschlussprüfungen im Ausbildungsberuf  

Sozialversicherungsfachangestellter/Sozialversicherungsfachangestellte  
in der Fachrichtung allgemeine Krankenversicherung  

(POZASozifaKV)

Vom 13. August 2012
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(2)	1Werden	für	die	Durchführung	der	Abschlussprü-
fungen	mehrere	Prüfungsausschüsse	gebildet,	errichtet	
das	Landesamt	für	Gesundheit	und	Lebensmittelsicher-
heit	 einen	 Prüfungsausschuss	 für	 gemeinsame	 Aufga-
ben,	der	die	ihm	zugewiesenen	Aufgaben	wahrnimmt.	
2Besteht	nur	ein	Prüfungsausschuss,	nimmt	dieser	auch	
die	Befugnisse	des	Prüfungsausschusses	für	gemeinsa-
me	Aufgaben	wahr.

(3)	1Bei	der	AOK	Bayern	wird	eine	Geschäftsstelle	
für	 das	 Prüfungswesen	 eingerichtet.	 2Die	 Geschäfts-
stelle	führt	im	Benehmen	mit	den	Prüfungsausschüssen	
die	Geschäfte	und	nimmt	die	ihr	in	dieser	Prüfungsord-
nung	zugewiesenen	sonstigen	Aufgaben	wahr.	3Die	Ge-
schäftsstelle	unterrichtet	das	Landesamt	für	Gesundheit	
und	Lebensmittelsicherheit	über	alle	wichtigen	Vorgän-
ge.	4Soweit	Vorschriften	nicht	bestehen,	regelt	das	Lan-
desamt	 für	Gesundheit	und	Lebensmittelsicherheit	die	
Durchführung	der	Prüfungen.

§	2

Zusammensetzung	und	Berufung

(1)	1Ein	Prüfungsausschuss	für	die	Zwischenprüfung	
besteht	aus	zwei	Mitgliedern,	je	einem	Beauftragten	der	
Arbeitgeber	 und	 der	 Arbeitnehmer.	 2Die	 Beauftragten	
der	Arbeitgeber	werden	auf	Vorschlag	der	 im	Bereich	
des	 Landesamts	 für	 Gesundheit	 und	 Lebensmittelsi-
cherheit	bestehenden	Landesverbände	der	Sozialversi-
cherungsträger	 berufen;	 soweit	 Landesverbände	 nicht	
gebildet	 sind,	 schlagen	 die	 Sozialversicherungsträger	
die	Beauftragten	der	Arbeitgeber	vor.	3Das	Vorschlags-
recht	für	die	Beauftragten	der	Arbeitnehmer	richtet	sich	
nach	§	40	Abs.	3	Sätze	2	und	4	des	Berufsbildungsgeset-
zes	(BBiG).

(2)	 1Ein	 Prüfungsausschuss	 für	 die	 Abschlussprü-
fung	 besteht	 aus	 drei	 Mitgliedern,	 je	 einem	 Beauf-
tragten	 der	 Arbeitgeber	 und	 der	 Arbeitnehmer	 sowie	
einer	 Lehrkraft	 einer	 berufsbildenden	 Schule.	 2Das	
Vorschlagsrecht	 für	 die	 Beauftragten	 der	 Arbeitgeber	
richtet	sich	nach	Abs.	1	Satz	2	und	für	die	Beauftragten	
der	Arbeitnehmer	und	der	Lehrkräfte	nach	§	40	Abs.	3	
Sätze 2	bis	4	BBiG.

(3)	 1Wird	 im	 Rahmen	 der	 Abschlussprüfungen	 ein	
Prüfungsausschuss	 für	 gemeinsame	 Aufgaben	 errich-
tet,	 entspricht	 die	 Zahl	 der	 Mitglieder	 der	 Anzahl	 der	
errichteten	 Prüfungsausschüsse;	 er	 besteht	 jedoch	 aus	
mindestens	 fün	f	Mitgliedern.	 2Ihm	gehören	Beauftrag-
te	 der	 Arbeitgeber	 und	 der	 Arbeitnehmer	 in	 gleicher	
Zahl	 sowie	 mindestens	 eine	 Lehrkraft	 einer	 berufsbil-
denden	 Schule	 an,	 wobei	 jeder	 Prüfungsausschuss	 im	
Prüfungsausschuss	für	gemeinsame	Aufgaben	vertreten	
sein	muss.	3Mindestens	zwei	Drittel	der	Gesamtzahl	der	
Mitglieder	müssen	Beauftragte	der	Arbeitgeber	und	der	
Arbeitnehmer	sein.	4Ergibt	sich	bei	der	Berechnung	des	
Zwei-Drittel-Anteils	ein	Bruchteil,	wird	dieser	Anteil	auf	
die	nächste	volle	gerade	Zahl	aufgerundet.

(4)	1Für	die	Mitglieder	sind	Stellvertreter	zu	bestim-
men.	2Das	Vorschlagsrecht	für	die	Stellvertreter	richtet	
sich	nach	den	für	die	Mitglieder	geltenden	Regelungen.

(5)	Die	Mitglieder	und	stellvertretenden	Mitglieder	
müssen	 in	 den	 Prüfungsgebieten	 sachkundig	 und	 für	
die	Mitwirkung	im	Prüfungswesen	geeignet	sein.

(6)	1Die	Mitglieder	und	stellvertretenden	Mitglieder	
werden	 vom	 Landesamt	 für	 Gesundheit	 und	 Lebens-
mittelsicherheit	für	vier	Jahre	berufen.	2Läuft	die	Amts-
dauer	nach	Ausschreibung	einer	Prüfung	ab,	verlängert	
sich	 die	 Mitgliedschaft	 im	 Prüfungsausschuss	 bis	 zum	
Abschluss	dieser	Prüfung,	längstens	jedoch	um	ein	Jahr.

§	3

Ausschluss	von	der	Mitwirkung,	Befangenheit

(1)	Am	Prüfungsverfahren	dürfen	Prüfungsausschuss-
mitglieder	nicht	mitwirken,	die	nach	Art. 20	des	Bayeri-
schen		Verwaltungsverfahrensgesetzes		(BayVwVfG)	aus-
geschlossen	oder	nach	Art. 21		BayVwVfG	befangen	sind.

(2)	 1Prüfungsausschussmitglieder,	 	die	 sich	 befan-
gen	fühlen,	haben	dies	unverzüglich	der	Geschäftsstelle	
unter	 Angabe	 der	 Gründe	 mitzuteilen.	 2Die	 Entschei-
dung	über	den	Ausschluss	von	der	Mitwirkung	trifft	das	
Landesamt	für	Gesundheit	und	Lebensmitt	elsicherheit,	
wenn	es	sich	um	die	Zwischenprüfung	handelt,	oder	der	
Prüfungsausschuss	für	gemeinsame	Aufgaben,	wenn	es	
sich	um	die	Abschlussprüfung	handelt.

(3)	 1Prüfl	inge,	 welche	 die	 Besorgnis	 der	 Befan-
genheit	geltend	machen,	haben	dies	unverzüglich	der	
Geschäftsstelle	unter	Angabe	der	Gründe	mitzuteilen.	
2Abs.	2	Satz	2	gilt	entsprechend	mit	der	Maßgabe,	dass	
das	betroffene	Prüfungsausschussmitglied	vor	der	Ent-
scheidung	über	den	Ausschluss	von	der	Mitwirkung	an-
zuhören	ist.

§	4

Vorsitz,	Beschlussfähigkeit,	Abstimmung

(1)	 1Die	 zur	 Durchführung	 der	 Zwischenprüfung	
errichteten	 Prüfungsausschüsse	 beschließen	 gemein-
sam	mit	der	Mehrheit	der	abgegebenen	Stimmen;	eine	
Stimmenthaltung	 ist	 unzulässig.	 2Für	 die	 Beschlussfä-
higkeit	 ist	 die	 Anwesenheit	 von	 mindestens	 der	 Hälf-
te	 der	 Mitglieder	 der	 einzelnen	 Prüfungsausschüsse	
erforderlich;	 Abs.	 3	 gilt	 sinngemäß.	 3Ergibt	 sich	 keine	
Mehrheit	 der	 abgegebenen	 Stimmen,	 entscheidet	 das	
Landesamt	für	Gesundheit	und	Lebensmittelsicherheit.

(2)	1Die	zur	Durchführung	der	Abschlussprüfung	er-
richteten	Prüfungsausschüsse	wählen	jeweils	aus	 ihrer	
Mitte	ein	vorsitzendes	Mitglied	und	ein	 stellvertreten-
des	vorsitzendes	Mitglied.	2Der	Vorsitz	im	Prüfungsaus-
schuss	kann	jährlich	zwischen	den	Gruppen	wechseln.	
3Der	 Prüfungsausschuss	 ist	 in	 voller	 Besetzung	 be-
schlussfähig.	4Er	beschließt	mit	der	Mehrheit	der	abge-
gebenen	Stimmen;	eine	Stimmenthaltung	ist	unzulässig.

(3)	 1Im	 Rahmen	 der	 Abschlussprüfung	 kann	 das	
vorsitzende	 Mitglied	 in	 eiligen	 Fällen	 eine	 schriftliche	
Abstimmung	 herbeiführen.	 2Widerspricht	 ein	 Mitglied	
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diesem	Abstimmungsverfahren,	muss	der	jeweilige	Prü-
fungsausschuss	zusammentreten.

(4)	 1Für	 den	 zur	 Durchführung	 der	 Abschlussprü-
fung	 errichteten	 Prüfungsausschuss	 für	 gemeinsame	
Aufgaben	gelten	Abs. 2	Sätze	1	bis	2	und	4	sowie	Abs. 3	
entsprechend.	2Das	vorsitzende	Mitglied	und	das	stell-
vertretende	vorsitzende	Mitglied	sollen	nicht	derselben	
Mitgliedergruppe	 angehören.	 3Der	 Prüfungsausschuss	
für	 gemeinsame	 Aufgaben	 ist	 beschlussfähig,	 wenn	
zwei	Drittel	der	Mitglieder,	jedoch	mindestens	drei,	an-
wesend	 sind.	 4Ergibt	 sich	 bei	 der	 rechnerischen	 Fest-
stellung	der	Beschlussfähigkeit	hinter	dem	Komma	ein	
Bruchteil	von	mindestens	0,5,	wird	die	Zahl	aufgerun-
det;	ein	Bruchteil	von	weniger	als	0,5	bleibt	unberück-
sichtigt.	 5Bei	 Stimmengleichheit	 gibt	 die	 Stimme	 des	
vorsitzenden	Mitglieds	den	Ausschlag.

§	5

Verschwiegenheit

1Die	Mitglieder	und	stellvertretenden	Mitglieder	der	
Prüfungsausschüsse	haben	über	alle	Prüfungsvorgänge	
Verschwiegenheit	zu	wahren.	2Dies	gilt	nicht	gegenüber	
dem	Berufsbildungsausschuss	und	dem	Landesamt	für	
Gesundheit	 und	 Lebensmittelsicherheit.	 3Ausnahmen	
bedürfen	der	Einwilligung	des	Landesamts	für	Gesund-
heit	und	Lebensmittelsicherheit.

§	6

Geschäftsführung

1Die	 Geschäftsführung	 für	 die	 Prüfungsausschüs-
se	 regelt	 das	 Landesamt	 für	 Gesundheit	 und	 Lebens-
mittelsicherheit.	 2Soweit	 ein	 Prüfungsausschuss	 für	
gemeinsame	 Aufgaben	 errichtet	 ist,	 regelt	 dieser	 für	
die	Abschlussprüfung	im	Einvernehmen	mit	dem	Lan-
desamt	 für	Gesundheit	und	Lebensmittelsicherheit	die	
Geschäftsführung.	3Über	Sitzungen	und	Beschlüsse	der	
Prüfungsausschüsse	 und	 des	 Prüfungsausschusses	 für	
gemeinsame	Aufgaben	sind	Protokolle	zu	fertigen	und	
dem	 Landesamt	 für	 Gesundheit	 und	 Lebensmittelsi-
cherheit	zu	übersenden.

Teil 2

Durchführung der Prüfungen

Abschnitt	1

Allgemeine Regelungen

§	7

Nichtöffentlichkeit

1Die	 Prüfungen	 sind	 nicht	 öffentlich.	 2Vertreter	

des	Landesamts	 für	Gesundheit	und	Lebensmittel-
sicherheit	 und	 Mitglieder	 des	 Berufsbildungsaus-
schusses	können	anwesend	sein.	3Bei	der	Beratung	
über	das	Prüfungsergebnis	dürfen	nur	die	Mitglie-
der	des	 jeweiligen	Prüfungsausschusses	anwesend	
sein.

§	8

Nachteilsausgleich

(1)	Nehmen	Menschen	mit	Behinderung	an	der	
Prüfung	teil,	so	sind	ihnen	auf	Antrag	die	ihrer	Be-
hinderung	angemessenen	Nachteilsausgleiche,	z.	B.	
Verlängerung	der	Bearbeitungsdauer,	zu	gewähren.

(2)	Soweit	bei	Prüfl	ingen	unabhängig	von	einer	
festgestellten	 Behinderung	 gesundheitliche	 Beein-
trächtigungen	 bestehen,	 die	 die	 Teilnahme	 an	 der	
Prüfung	erschweren,	sind	auf	Antrag	angemessene	
Nachteilsausgleiche,	 z.	 B.	 Verlängerung	 der	 Bear-
beitungszeit,	zu	gewähren.

(3)	Die	fachlichen	Anforderungen	dürfen	durch	
den	Nachteilsausgleich	nicht	herabgesetzt	werden.

(4)	1Der	Antrag	ist	bei	der	Geschäftsstelle	recht-
zeitig	 vor	 Beginn	 der	 Prüfung	 zu	 stellen,	 sodass	
zeitgerecht	 über	 den	 Nachteilsausgleich	 entschie-
den	und	dieser	vorbereitet	werden	kann.	2Dem	An-
trag	 ist	 eine	 ärztliche	 Bescheinigung	 beizufügen,	
aus	der	sich	Art	und	Umfang	der	Beeinträchtigung	
bei	 schriftlichen	 und	 bzw.	 oder	 mündlichen	 Prü-
fungsteilen	ergeben.	 3Über	den	Nachteilsausgleich	
für	die	Zwischenprüfung	entscheiden	die	Prüfungs-
ausschüsse	gemeinsam	und	über	den	Nachteilsaus-
gleich	 für	 die	 Abschlussprüfung	 der	 Prüfungsaus-
schuss	für	gemeinsame	Aufgaben.

§	9

Abnahme	der	Prüfungen,	Aufsicht

(1)	Die	Zwischenprüfung	und	die	Abschlussprü-
fung	werden	von	den	jeweiligen	Prüfungsausschüs-
sen	abgenommen.

(2)	 Über	 die	 Zuweisung	 der	 Prüfl	inge	 zu	 den	
Prüfungsausschüssen	 entscheiden	 bei	 der	 Zwi-
schenprüfung	 die	 Prüfungsausschüsse	 gemeinsam	
und	 bei	 der	 Abschlussprüfung	 der	 Prüfungsaus-
schuss	für	gemeinsame	Aufgaben.

(3)	 1Die	 Geschäftsstelle	 regelt	 die	 Aufsichtfüh-
rung.	 2Die	 Aufsichtführenden	 stellen	 sicher,	 dass	
die	 Prüfl	inge	 die	 Arbeiten	 selbstständig	 und	 nur	
mit	den	zugelassenen	Arbeits-	und	Hilfsmitteln	fer-
tigen.	 3Über	den	Ablauf	 schriftlicher	Prüfungen	 ist	
eine	Niederschrift	zu	erstellen	und	dem	Landesamt	
für	Gesundheit	und	Lebensmittelsicherheit	zu	über-
senden.
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(4)	1Schriftliche	Arbeiten	sind	nicht	mit	den	Na-
men	der	Prüfl	inge,	sondern	mit	Kennziffern	zu	ver-
sehen;	 diese	 werden	 zu	 Beginn	 einer	 schriftlichen	
Prüfung	verlost.	2Im	Rahmen	der	Abschlussprüfung	
fi	ndet	 bei	 vorgezogener	 Prüfung	 im	 Prüfungsfach	
Wirtschafts-	und	Sozialkunde	eine	gesonderte	Ver-
losung	 statt.	 3Über	 die	 ausgelosten	 Arbeitsplatz-
nummern	 ist	 ein	 Verzeichnis	 zu	 fertigen,	 das	 min-
destens	solange	verschlossen	zu	verwahren	 ist,	bis	
die	jeweils	am	gleichen	Prüfungstermin	und	-ort	ge-
fertigten	Prüfungsarbeiten	bewertet	sind.

§	10

Ausweispfl	icht	
und	Belehrung

1Die	 Prüfl	inge	 haben	 sich	 auf	 Verlangen	 eines	
Mitglieds	 des	 Prüfungsausschusses	 oder	 der	 auf-
sichtführenden	 Person	 auszuweisen.	 2Sie	 sind	 vor	
Beginn	 der	 Prüfung	 über	 den	 Prüfungsablauf,	 die	
zur	Verfügung	stehende	Zeit,	die	erlaubten	Arbeits-	
und	Hilfsmittel	 sowie	die	Folgen	von	Täuschungs-
handlungen	und	Ordnungsverstößen	zu	belehren.

§	11

Täuschungshandlungen	
und	Ordnungsverstöße

(1)	1Täuscht	ein	Prüfl	ing	während	einer	schrift-
lichen	 Prüfung,	 versucht	 er	 zu	 täuschen	 oder	 hilft	
er	einem	anderen	dabei,	 teilt	die	aufsichtführende	
Person	 dies	 der	 Geschäftsstelle	 mit.	 2Der	 Prüfl	ing	
darf	an	der	schriftlichen	Prüfung	bis	zu	deren	Ende	
teilnehmen.	 3Stört	der	Prüfl	ing	den	Prüfungsablauf	
erheblich,	 kann	 ihn	 die	 aufsichtführende	 Person	
von	der	Bearbeitung	der	betreffenden	Prüfungsauf-
gabe	ausschließen.

(2)	 1Über	 die	 Folgen	 der	 Täuschungshandlung	
oder	des	Ordnungsverstoßes	entscheiden	nach	An-
hören	des	Prüfl	ings	die	Prüfungsausschüsse	gemein-
sam;	im	Rahmen	der	Abschlussprüfung	entscheidet	
der	 Prüfungsausschuss	 für	 gemeinsame	 Aufgaben.	
2Nach	 der	 Schwere	 der	 Täuschungshandlung	 oder	
des	 Ordnungsverstoßes	 können	 bei	 der	 betreffen-
den	Prüfungsarbeit	Punkte	abgezogen	oder	sie	mit	
dem	Punktwert	Null	bewertet	werden.

(3)	 1Wird	 eine	 die	 Abschlussprüfung	 betreffende	
Täuschungshandlung	 erst	 nach	 Abschluss	 der	 Prü-
fung	 bekannt,	 kann	 der	 Prüfungsausschuss	 für	 ge-
meinsame	Aufgaben	innerhalb	eines	Jahres	nach	Ab-
schluss	der	Prüfung	nach	Anhören	des	Prüfl	ings	bei	
einer	 Prüfungsarbeit	 oder	 bei	 mehreren	 Prüfungsar-
beiten	Punkte	abziehen;	 in	einem	besonders	schwe-
ren	Fall	kann	er	die	Prüfung	für	nicht	bestanden	er-
klären.	2§	25	Abs.	4	gilt	entsprechend.

(4)	Für	mündliche	Prüfungen	gelten	Abs.	1	bis	3	
entsprechend.

Abschnitt	2

Zwischenprüfung

§	12

Prüfungszweck

Durch	die	Zwischenprüfung	soll	der	Ausbildungs-
stand	festgestellt	werden,	um	erforderlichenfalls	kor-
rigierend	 auf	 die	 weitere	 Ausbildung	 einwirken	 zu	
können.

§	13

Prüfungstermin,	Prüfungsort

(1)	 1Die	 Zwischenprüfung	 soll	 in	 der	 Mitte	 des	
zweiten	 Ausbildungsjahres	 stattfi	nden.	 2Den	 Prü-
fungstermin	 bestimmen	 die	 Prüfungsausschüsse	 im	
Benehmen	 mit	 den	 Ausbildenden	 und	 den	 überbe-
trieblichen	 Einrichtungen,	 die	 die	 Ausbildungsmaß-
nahmen	 nach	 §	 5	 Abs.	 2	 der	 Verordnung	 über	 die	
Berufsausbildung	zum	Sozialversicherungsfachange-
stellten/zur	Sozialversicherungsfachangestellten	vom	
18.	Dezember	1996	(BGBl	I	S.	1975)	in	der	jeweils	gel-
tenden	Fassung	durchführen.

(2)	1Die	Geschäftsstelle	gibt	den	Auszubildenden	
die	 Prüfungstage,	 die	 Anmeldefrist,	 den	 Prüfungs-
ort	 sowie	die	zugelassenen	Arbeits-	und	Hilfsmittel	
rechtzeitig	 schriftlich	 über	 den	 Ausbildenden	 be-
kannt.	2Auf	das	Antragsrecht	nach	§	8	ist	dabei	hin-
zuweisen.

§	14

Anmeldung	zur	Prüfung

Die	 Ausbildenden	 haben	 die	 Auszubildenden	
innerhalb	der	Anmeldefrist	(§	13	Abs.	2)	bei	der	Ge-
schäftsstelle	 anzumelden	 und	 die	 Auszubildenden	
hiervon	 unter	 Hinweis	 auf	 die	 Folgen	 der	 Nichtteil-
nahme	an	der	Prüfung	zu	unterrichten.

§	15

Gegenstand	und	Gliederung	der	Prüfung

(1)	Der	Gegenstand	der	Zwischenprüfung	rich-
tet	 sich	nach	§	8	Abs.	2	der	Verordnung	über	die	
Berufsausbildung	zum	Sozialversicherungsfachan-
gestellten/zur	 Sozialversicherungsfachangestell-
ten.

(2)	1Die	Prüfung	ist	schriftlich	anhand	praxisbezo-
gener	Aufgaben	in	folgenden	Prüfungsfächern	durch-
zuführen:

1.	 Versicherung	und	Finanzierung,
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2.	 Leistungen,

3.	 Wirtschafts-	und	Sozialkunde.

2Die	Bearbeitungsdauer	beträgt	in	den	ersten	beiden	
Prüfungsfächern	 zusammen	120	Minuten,	 im	dritten	
Prüfungsfach	60	Minuten.

§	16

Prüfungsaufgaben

(1)	Die	Prüfungsausschüsse	beschließen	gemein-
sam	auf	der	Grundlage	der	Ausbildungsordnung	die	
Prüfungsaufgaben,	die	Bearbeitungsdauer	in	den	ers-
ten	 beiden	 Prüfungsfächern,	 die	 Lösungsvorschläge	
und	die	Hinweise	für	die	Bewertung	und	bestimmen	
die	Arbeits-	und	Hilfsmittel.

(2)	Findet	die	Prüfung	gleichzeitig	vor	mehreren	
Prüfungsausschüssen	 statt,	 sind	 einheitliche	 Prü-
fungsaufgaben,	Lösungsvorschläge	und	Bewertungs-
hinweise	zu	beschließen.

§	17

Bewertung

(1)	 1Jede	 Prüfungsarbeit	 ist	 innerhalb	 von	 sechs	
Wochen	 nach	 dem	 letzten	 Prüfungstag	 von	 mindes-
tens	 einem	 Prüfungsausschussmitglied	 mit	 Korrek-
turhinweisen	 und	 Hinweisen,	 die	 der	 Ausbildung	
förderlich	sind,	zu	versehen	und	zu	bewerten.	2Findet	
die	Bewertung	durch	mehr	als	ein	Prüfungsausschuss-
mitglied	statt,	haben	die	Prüfungsausschussmitglieder	
die	Prüfungsarbeit	nacheinander	und	selbstständig	zu	
bewerten.

(2)	Die	Prüfungsleistungen	werden	mit	einer	der	
folgenden	Punktzahlen	und	der	sich	daraus	ergeben-
den	Note	bewertet:

sehr	gut eine	den	Anforderun-
gen	in	besonderem	
Maß	entsprechende	
Leistung

100,0	bis	
  87,5	Punkte,

gut eine	den	Anforderun-
gen	voll	entsprechen-
de	Leistung

  87,4	bis	
  75,0	Punkte,

befriedigend eine	den	Anforde-
rungen	im	allgemei-
nen	entsprechende	
Leistung

  74,9	bis	
  62,5	Punkte,

ausreichend eine	Leistung,	die	
zwar	Mängel	auf-
weist,	aber	im	Ganzen	
den	Anforderungen	
noch	entspricht

  62,4	bis	
  50,0	Punkte,

mangelhaft eine	Leistung,	die	
den	Anforderungen	
nicht	entspricht,	je-
doch	erkennen	lässt,	
dass	die	notwendigen	
Grundkenntnisse	
vorhanden	sind

  49,9	bis	
  25,0	Punkte,

ungenügend eine	Leistung,	die	
den	Anforderungen	
nicht	entspricht	und	
bei	der	selbst	die	
Grundkenntnisse	
lückenhaft	sind

  24,9	bis						
    0    Punkte.

(3)	Bei	der	Bewertung	der	Prüfungsarbeiten	sind	
neben	der	fachlichen	Leistung	Gliederung	und	Klar-
heit	 der	 Darstellung,	 Gewandtheit	 des	 Ausdrucks	
sowie	 äußere	 Form	 der	 Arbeit	 und	 Rechtschreibung	
angemessen	zu	berücksichtigen;	 für	Mängel	bei	der	
Gliederung	der	Arbeit,	im	Ausdruck	sowie	bei	der	äu-
ßeren	Form	und	der	Rechtschreibung	können	jeweils	
bis	zu	zwei	Punkte	von	den	für	die	fachliche	Leistung	
vergebenen	Punkten	abgezogen	werden.

(4)	 1Werden	 die	 Prüfungsfächer	 von	 mehr	 als	
einem	Prüfungsausschussmitglied	beurteilt	und	be-
wertet,	 sind	 zur	 Ermittlung	 der	 durchschnittlichen	
Punktzahl	für	jede	Prüfungsarbeit	die	Summen	der	
erzielten	Punkte	durch	die	entsprechende	Zahl	der	
Prüfer	 zu	 dividieren.	 2Ergeben	 sich	 Bruchteile	 von	
Punkten,	ist	bei	der	zweiten	Stelle	nach	dem	Kom-
ma	bis	vier	nach	unten,	ab	fünf	nach	oben	zu	run-
den.

§	18

Prüfungsbescheinigung

(1)	Über	die	Teilnahme	an	der	Zwischenprüfung	
erteilt	 die	 Geschäftsstelle	 für	 den	 jeweiligen	 Prü-
fungsausschuss	 im	Auftrag	des	Landesamts	 für	Ge-
sundheit	und	Lebensmittelsicherheit	eine	Bescheini-
gung.

(2)	Die	Bescheinigung	enthält

1.	 die	 Bezeichnung	 „Bescheinigung	 über	 die	 Teil-
nahme	an	der	Zwischenprüfung“,

2.	 Name,	 Vorname	 und	 Geburtsdatum	 des	 Prüf-
lings,

3.	 die	Bezeichnung	des	Ausbildungsberufs	und	der	
Fachrichtung,	 in	 der	 der	 Prüfl	ing	 ausgebildet	
wird,

4.	 die	 in	den	einzelnen	Prüfungsfächern	nach	§	17	
ermittelten	Punktzahlen,

5.	 das	 Datum	 des	 letzten	 Tags	 der	 Zwischenprü-
fung,
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6.	 die	 Unterschriften	 der	 Prüfungsausschussmit-
glieder,

7.	 das	 Siegel	 des	 Landesamts	 für	 Gesundheit	 und	
Lebensmittelsicherheit.

(3)	Die	Bescheinigung	hat	die	 in	den	einzelnen	
Prüfungsfächern	 festgestellten	 erheblichen	 Mängel	
im	 Ausbildungsstand	 anzugeben;	 sie	 kann	 ferner	
Hinweise	 enthalten,	 die	 der	 Ausbildung	 förderlich	
sind.

(4)	 1Je	 eine	 Ausfertigung	 der	 Bescheinigung	 er-
halten	 der	 Prüfl	ing,	 sein	 gesetzlicher	 Vertreter,	 der	
Ausbildende	und	das	Landesamt	für	Gesundheit	und	
Lebensmittelsicherheit.	2Den	Prüfl	ingen	wird	die	Be-
scheinigung	über	die	Teilnahme	an	der	Prüfung	über	
den	Ausbildenden	ausgehändigt.

§	19

Nichtteilnahme

1Prüfl	inge,	die	an	der	Prüfung	nicht	teilgenommen	
haben,	 sind	 zur	 nächstmöglichen	 Zwischenprüfung	
unter	 Hinweis	 auf	 die	 Folgen	 einer	 Nichtteilnahme	
erneut	zu	 laden.	 2Bricht	ein	Prüfl	ing	die	Prüfung	ab,	
bestimmen	 die	 Prüfungsausschüsse	 gemeinsam,	 ob	
und	in	welcher	Weise	die	versäumte	Prüfungsleistung	
nachzuholen	ist	oder	ob	die	vorliegenden	Ergebnisse	
für	eine	Bewertung	ausreichen.

§	20

Prüfungsunterlagen

1Über	den	Verlauf	der	Prüfung	sind	Niederschrif-
ten	zu	fertigen	und	der	Geschäftsstelle	zu	übersen-
den;	sie	sind	bis	zum	Ablauf	des	dritten	Jahres	nach	
dem	 Prüfungsjahr	 aufzubewahren.	 2Die	 Anmeldun-
gen	 zur	 Prüfung	 sowie	 nicht	 ausgehändigte	 Prü-
fungsunterlagen	 sind	 beim	 Landesamt	 für	 Gesund-
heit	und	Lebensmittelsicherheit	bis	zum	Ablauf	des	
dritten	Jahres	nach	dem	Prüfungsjahr	aufzubewah-
ren.

Abschnitt	3

Abschlussprüfung

§	21

Prüfungsziel

1Durch	die	Abschlussprüfung	ist	festzustellen,	ob	
die	Prüfl	inge	zur	Ausübung	einer	qualifi	zierten	beruf-
lichen	Tätigkeit	im	Sinn	des	§	1	Abs.	3	BBiG	befähigt	
sind.	 2Dabei	 ist	 insbesondere	zu	prüfen,	ob	sie	 fähig	
sind,	ihre	Arbeit	selbstständig	zu	planen,	durchzufüh-
ren	und	zu	kontrollieren.

§	22

Prüfungstermin

(1)	 Das	 Landesamt	 für	 Gesundheit	 und	 Lebens-
mittelsicherheit	bestimmt	im	Einvernehmen	mit	dem	
Prüfungsausschuss	 für	 gemeinsame	 Aufgaben	 die	
Termine,	nach	denen	sich	die	Fristen	im	Prüfungsver-
fahren	richten.

(2)	 Das	 Landesamt	 für	 Gesundheit	 und	 Lebens-
mittelsicherheit	gibt	diese	Termine	und	die	Anmelde-
fristen	mindestens	 zwei	Monate	vor	Prüfungsbeginn	
im	Bayerischen	Staatsanzeiger	bekannt.

(3)	Die	Versicherungsträger	geben	die	Ausschrei-
bung	in	geeigneter	Weise	bekannt.

§	23

Zulassungsvoraussetzungen

Die	 Zulassungsvoraussetzungen	 für	 die	 Ab-
schlussprüfung	richten	sich	nach	§§	43	bis	45	BBiG.

§	24

Anmeldung	zur	Prüfung

(1)	Die	Ausbildenden	haben	die	Auszubildenden	
mit	 deren	 Zustimmung	 innerhalb	 der	 Anmeldefrist	
(§ 22	Abs.	2)	schriftlich	bei	der	Geschäftsstelle	anzu-
melden.

(2)	 In	Fällen	des	§	45	BBiG	und,	wenn	ein	Aus-
bildungsverhältnis	nicht	mehr	besteht,	bei	Wiederho-
lungsprüfungen,	können	die	Prüfungsbewerber	selbst	
den	 Antrag	 auf	 Zulassung	 zur	 Prüfung	 bei	 der	 Ge-
schäftsstelle	stellen.

(3)	Der	Anmeldung	sollen	beigefügt	werden

1.	 in	den	Fällen	der	§	43	Abs.	1	und	§ 45	Abs.	1	BBiG

a)	 die	Bescheinigung	über	die	Teilnahme	an	der	
Zwischenprüfung	 und	 eine	 Bestätigung	 des	
Ausbildenden	über	das	Führen	des	Berichts-
hefts,

b)	 gegebenenfalls	weitere	Ausbildungs-	und	Tä-
tigkeitsnachweise,

c)	 gegebenenfalls	eine	ärztliche	Bescheinigung	
über	Art	und	Umfang	einer	gesundheitlichen	
Beeinträchtigung;

2.	 in	 den	 Fällen	 der	 §	 43	 Abs.	 2	 und	 §  45	 Abs.	 2	
BBiG

a)	 ein	Tätigkeitsnachweis	oder	eine	glaubhafte	
Darlegung	über	den	Erwerb	von	Kenntnissen	
und	Fertigkeiten	im	Sinn	der	§	43	Abs.	2	und	
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§ 45	Abs.	2	BBiG,

b)	 gegebenenfalls	eine	ärztliche	Bescheinigung	
über	Art	und	Umfang	einer	gesundheitlichen	
Beeinträchtigung;

3.	 bei	 Wiederholungsprüfungen	 Bescheide	 nach	
§ 33	über	vorangegangene	Prüfungen.

§	25

Entscheidung	über	die	Zulassung

(1)	Die	Entscheidung	über	die	Zulassung	zur	Ab-
schlussprüfung	richtet	sich	nach	§	46	BBiG.

(2)	1Die	Entscheidung	über	die	Zulassung	ist	den	
Prüfungsbewerbern	und	den	Ausbildenden	möglichst	
einen	Monat	vor	der	schriftlichen	Prüfung	unter	An-
gabe	der	Prüfungstage	und	des	Prüfungsorts	schrift-
lich	mitzuteilen.	2Auf	das	Antragsrecht	nach	§	8	sowie	
auf	das	Recht	der	Prüfl	inge,	eine	Begründung	für	die	
Bewertung	ihrer	Leistung	in	der	mündlichen	Prüfung	
zu	erfragen,	ist	hinzuweisen.

(3)	Sind	Prüfl	inge	auf	Grund	gefälschter	Unterla-
gen	 oder	 falscher	 Angaben	 zur	 Prüfung	 zugelassen	
worden,	kann	der	Prüfungsausschuss	für	gemeinsame	
Aufgaben	nach	Anhören	der	Betroffenen

1.	 bis	zum	ersten	Prüfungstag	die	Zulassung	wider-
rufen,

2.	 innerhalb	eines	Jahres	nach	dem	ersten	Prüfungs-
tag	 in	 schwerwiegenden	 Fällen	 die	 Prüfung	 für	
nicht	bestanden	erklären.

(4)	Ist	die	Prüfung	für	nicht	bestanden	erklärt	wor-
den,	haben	die	Prüfl	inge	das	Prüfungszeugnis	an	das	
Staatsministerium	 für	 Umwelt	 und	 Gesundheit	 zu-
rückzugeben.

(5)	 Die	 Entscheidung	 über	 die	 Nichtzulassung	
und	Entscheidungen	nach	Abs. 3	sind	zu	begründen	
und	den	Prüfl	ingen	und	den	Ausbildenden	schriftlich	
zu	eröffnen.

§	26

Gegenstand	und	Gliederung	der	Prüfung

(1)	 Die	 Durchführung	 der	 Prüfung	 richtet	 sich	
bezüglich	 des	 Gegenstands	 und	 der	 Gliederung	 der	
Abschlussprüfung	nach	§	9	der	Verordnung	über	die	
Berufsausbildung	zum	Sozialversicherungsfachange-
stellten/zur	 Sozialversicherungsfachangestellten	 mit	
der	 Maßgabe,	 dass	 bei	 der	 mündlichen	 Prüfung	 die	
sachgerechte	Anwendung	fachlicher	Kenntnisse	und	
Fertigkeiten	mit	bis	zu	40	Punkten	und	das	kunden-
orientierte	Gesprächsverhalten	mit	bis	zu	60	Punkten	
bewertet	 werden;	 Näheres	 zur	 Gestaltung	 der	 Be-
ratungssituation	 und	 zu	 den	 Prüfungsaufgaben,	 die	
Grundlage	 des	 Prüfungsgesprächs	 sind,	 bestimmt	

der	Prüfungsausschuss	für	gemeinsame	Aufgaben.

(2)	 1Bei	 Prüfungsfächern,	 deren	 Bearbeitungs-
dauer	 auf	 einen	 Zeitraum	 über	 210	 Minuten	 festge-
legt	 ist,	hat	deren	Bearbeitung	 in	zwei	Arbeiten	mit	
gleich	 langen	 Zeiteinheiten	 zu	 erfolgen.	 2Die	 Arbei-
ten	in	den	drei	schriftlichen	Prüfungsfächern	sollen	an	
vier	 aufeinanderfolgenden	 Arbeitstagen	 stattfi	nden.	
3Die	Prüfung	im	Prüfungsfach	Wirtschafts-	und	Sozi-
alkunde	kann	 im	Einvernehmen	mit	den	Ausbilden-
den	 und	 den	 überbetrieblichen	 Einrichtungen,	 die	
die	Ausbildungsmaßnahmen	nach	§	5	Abs.	2	der	Ver-
ordnung	über	die	Berufsausbildung	zum	Sozialversi-
cherungsfachangestellten/zur	 Sozialversicherungsfa-
changestellten	durchführen,	schon	vorher	stattfi	nden,	
frühestens	jedoch	nach	Beendigung	des	Berufsschul-
unterrichts.	4In	diesem	Fall	sollen	die	Arbeiten	in	den	
verbleibenden	Prüfungsfächern	an	drei	aufeinander-
folgenden	Arbeitstagen	stattfi	nden.

§	27

Prüfungsaufgaben

(1)	1Der	Prüfungsausschuss	für	gemeinsame	Auf-
gaben	beschließt	auf	der	Grundlage	der	Verordnung	
über	die	Berufsausbildung	zum	Sozialversicherungs-
fachangestellten/zur	 Sozialversicherungsfachange-
stellten	 die	 Prüfungsaufgaben,	 Lösungsvorschläge	
und	Bewertungshinweise.	 2Er	 trifft	die	Entscheidung	
über	 die	 Zulassung	 von	 Arbeits-	 und	 Hilfsmitteln	
und	gibt	 sie	 spätestens	einen	Monat	vor	Beginn	der	
schriftlichen	Prüfung	bekannt.

(2)	§	16	Abs.	2	gilt	entsprechend.

§	28

Bewertung

(1)	Die	schriftlichen	Prüfungsleistungen	sind	von	
jeweils	 zwei	 Mitgliedern	 des	 Prüfungsausschusses	
nacheinander	und	selbstständig	zu	bewerten.

(2)	 Die	 Leistungen	 in	 der	 mündlichen	 Prüfung	
sind	von	den	Mitgliedern	des	jeweiligen	Prüfungsaus-
schusses	zu	bewerten.

(3)	§	17	Abs.	2	gilt	entsprechend.

(4)	1Bei	der	Bewertung	der	Prüfungsarbeiten	sind	
neben	der	fachlichen	Leistung	Gliederung	und	Klar-
heit	 der	 Darstellung,	 Gewandtheit	 des	 Ausdrucks	
sowie	 äußere	 Form	 der	 Arbeit	 und	 Rechtschreibung	
angemessen	zu	berücksichtigen;	 für	Mängel	bei	der	
Gliederung	der	Arbeit,	im	Ausdruck	sowie	bei	der	äu-
ßeren	Form	und	der	Rechtschreibung	können	jeweils	
bis	zu	zwei	Punkte	von	den	für	die	fachliche	Leistung	
vergebenen	Punkten	abgezogen	werden.	2Bemerkun-
gen	und	Bewertung	sind	nicht	in	der	Prüfungsarbeit,	
sondern	auf	einer	besonderen	Anlage	vorzunehmen;	
diese	gehört	zu	den	Prüfungsunterlagen.
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(5)	1Zur	Ermittlung	der	durchschnittlichen	Punkt-
zahl	 für	 jedes	Prüfungsfach	sowie	 für	die	mündliche	
Prüfung	 ist	 jeweils	 die	 Summe	 der	 erzielten	 Punkte	
durch	die	Zahl	der	Prüfer	bzw.	Prüferinnen	zu	dividie-
ren.	2§ 17	Abs.	4	Satz	2	gilt	entsprechend.

§	29

Teilnahme	an	der	mündlichen	Prüfung

(1)	 1Zur	 mündlichen	 Prüfung	 wird	 nicht	 zuge-
lassen,	wer	in	der	schriftlichen	Prüfung	in	allen	Prü-
fungsfächern	 die	 Note	 „mangelhaft“	 oder	 in	 einem	
Prüfungsfach	die	Note	„ungenügend“	erzielt	hat.	2In	
diesem	Fall	ist	die	Prüfung	nicht	bestanden.

(2)	 1Die	 Einladungen	 zur	 mündlichen	 Prüfung	
ergehen	 durch	 die	 Geschäftsstelle.	 2Den	 Prüfl	ingen	
sind	 die	 Endergebnisse	 in	 den	 einzelnen	 schriftli-
chen	 Prüfungsfächern	 mitzuteilen.	 3Auf	 die	 Mög-
lichkeit,	eine	Ergänzungsprüfung	zu	beantragen,	ist	
hinzuweisen.

(3)	Die	mündliche	Prüfung	soll	innerhalb	von	zwei	
Monaten	nach	der	letzten	schriftlichen	Prüfungsarbeit	
als	Einzelprüfung	stattfi	nden.

(4)	 Das	 Ergebnis	 der	 mündlichen	 Prüfung	 wird	
den	Prüfl	ingen	am	Ende	der	mündlichen	Prüfung	be-
kannt	gegeben.

§	30

Mündliche	Ergänzungsprüfung

(1)	 1Sind	 die	 Prüfungsleistungen	 in	 der	 schrift-
lichen	 Prüfung	 in	 bis	 zu	 zwei	 Prüfungsfächern	 mit	
„mangelhaft“	und	in	dem	dritten	Fach	mit	mindestens	
„ausreichend“	 bewertet	 worden,	 ist	 auf	 Antrag	 des	
Prüfl	ings	oder	nach	dem	Ermessen	des	Prüfungsaus-
schusses	 in	einem	der	mit	„mangelhaft“	bewerteten	
Prüfungsfächer	 die	 schriftliche	 Prüfung	 durch	 eine	
mündliche	Prüfung	von	etwa	15	Minuten	zu	ergänzen	
(Ergänzungsprüfung),	 wenn	 diese	 für	 das	 Bestehen	
der	Prüfung	den	Ausschlag	geben	kann.	2Stehen	zwei	
Prüfungsfächer	 zur	 Auswahl,	 bestimmt	 der	 Prüfl	ing,	
in	welchem	Fach	er	geprüft	werden	will.

(2)	 1Bis	 zwei	 Tage	 vor	 der	 mündlichen	 Prüfung	
kann	der	Antrag	unter	Angabe	des	Prüfungsfachs	bei	
der	 Geschäftsstelle,	 am	 Tag	 der	 Prüfung,	 spätestens	
unmittelbar	 nach	 Bekanntgabe	 des	 Ergebnisses	 der	
mündlichen	Prüfung,	bei	dem	oder	bei	der	Vorsitzen-
den	 des	 Prüfungsausschusses	 gestellt	 werden.	 2So-
weit	von	den	betroffenen	Prüfl	ingen	kein	Antrag	zur	
Teilnahme	 an	 der	 Ergänzungsprüfung	 gestellt	 wird,	
liegt	deren	Teilnahme	an	der	Ergänzungsprüfung	im	
Ermessen	des	Prüfungsausschusses.	 3Ob	die	Voraus-
setzungen	für	die	Ergänzungsprüfung	vorliegen,	ent-
scheidet	der	Prüfungsausschuss.	4Die	Ergänzungsprü-
fung	soll	sich	unmittelbar	an	die	mündliche	Prüfung	
anschließen.

(3)	 §	 28	 Abs.	 2	 und	 §	 17	 Abs.	 2	 gelten	 entspre-
chend.

(4)	1Zur	Ermittlung	der	durchschnittlichen	Punkt-
zahl	in	der	Ergänzungsprüfung	ist	die	Summe	der	je-
weils	vergebenen	Punkte	durch	die	Anzahl	der	Prüfer	
bzw.	 Prüferinnen	 zu	 dividieren.	 2Zur	 Ermittlung	 der	
durchschnittlichen	 Punktzahl	 in	 dem	 geprüften	 Prü-
fungsfach	 sind	 die	 durchschnittlichen	 Punktzahlen	
des	schriftlichen	Teils	des	Prüfungsfachs	und	der	Er-
gänzungsprüfung	im	Verhältnis	2:1	zu	gewichten	und	
deren	Summe	durch	den	Faktor	3	zu	dividieren.	3§	17	
Abs.	4	Satz	2	gilt	entsprechend.

§	31

Feststellung	des	Prüfungsergebnisses

(1)	 Im	 Anschluss	 an	 die	 letzte	 Prüfungsleistung	
stellt	der	Prüfungsausschuss	das	Gesamtergebnis	der	
Prüfung	fest	und	bewertet	es	mit	einer	Note	nach	§ 17	
Abs.	2.

(2)	 1Zur	 Ermittlung	 des	 Gesamtergebnisses	 sind	
der	Mittelwert	der	Prüfungsfächer	1,	2	und	3	mit	dem	
Faktor	 1	 und	 unter	 Beachtung	 von	 §	 9	 Abs.	 7	 der	
Verordnung	 über	 die	 Berufsausbildung	 zum	 Sozial-
versicherungsfachangestellten/zur	 Sozialversiche-
rungsfachangestellten	der	Mittelwert	der	mündlichen	
Prüfung	mit	dem	Faktor	2	 zu	multiplizieren	und	die	
Summe	durch	den	Faktor	5	zu	dividieren.	2§	17	Abs.	4	
Satz	2	gilt	entsprechend.

(3)	Die	Prüfung	ist	bestanden,	wenn	im	Gesamt-
ergebnis	und	 in	mindestens	zwei	der	drei	Prüfungs-
fächer	mindestens	ausreichende	Leistungen	erbracht	
wurden,	 es	 sei	 denn,	 die	 Prüfungsleistung	 in	 der	
mündlichen	 Prüfung	 wurde	 mit	 „ungenügend“	 be-
wertet.

(4)	 1Über	 den	 Verlauf	 der	 mündlichen	 Prüfung,	
einer	mündlichen	Ergänzungsprüfung	und	über	die	
Feststellung	des	Gesamtergebnisses	der	Prüfung	ist	
eine	Niederschrift	zu	 fertigen.	 2Sie	 ist	von	den	Mit-
gliedern	des	Prüfungsausschusses	zu	unterzeichnen.

(5)	1Der	Prüfungsausschuss	teilt	dem	Prüfl	ing	am	
Tag	 der	 mündlichen	 Prüfung	 oder	 der	 mündlichen	
Ergänzungsprüfung	mit,	ob,	mit	welchem	Gesamter-
gebnis	 und	 mit	 welcher	 Note	 die	 Abschlussprüfung	
bestanden	wurde.	2Bei	erfolgreich	abgelegter	Prüfung	
gilt	dieser	Tag	als	Tag	des	Bestehens	der	Abschluss-
prüfung	im	Sinn	des	§	21	Abs.	2	BBiG.

§	32

Prüfungszeugnis

(1)	 Über	 die	 bestandene	 Prüfung	 erhalten	 die	
Prüfl	inge	ein	Zeugnis,	das	von	der	Geschäftsstelle	er-
stellt	und	vom	Staatsministerium	für	Umwelt	und	Ge-
sundheit	ausgestellt	wird.
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(2)	Das	Prüfungszeugnis	enthält

1.	 die	Bezeichnung	„Prüfungszeugnis	nach	§	37	des	
Berufsbildungsgesetzes“,

2.	 Name,	Vorname	und	Geburtsdatum	des	Prüfl	ings,

3.	 die	Bezeichnung	des	Ausbildungsberufs	und	der	
Fachrichtung,

4.	 die	Gesamtnote	der	Prüfung,

5.	 das	Datum	des	Bestehens	der	Prüfung,

6.	 die	Unterschriften	des	vorsitzenden	Mitglieds	des	
Prüfungsausschusses	 und	 eines	 Vertreters	 des	
Staatsministeriums	 für	 Umwelt	 und	 Gesundheit	
und

7.	 das	Siegel	des	Staatsministeriums	für	Umwelt	und	
Gesundheit.

(3)	 Auf	 einem	 Beiblatt	 zum	 Zeugnis	 werden	 die	
durchschnittlichen	 Punktzahlen	 der	 einzelnen	 Prü-
fungsleistungen	angegeben.

(4)	Als	Anlage	zum	Prüfungszeugnis	soll	eine	Be-
rufsbeschreibung	 (Ausbildungsprofi	l)	 ausgehändigt	
werden.

§	33

Nicht	bestandene	Prüfung

1Bei	nicht	bestandener	Prüfung	erhalten	der	Prü-
fungsteilnehmer	 bzw.	 die	 Prüfungsteilnehmerin	 und	
die	 jeweiligen	gesetzlichen	Vertreter	sowie	der	bzw.	
die	Ausbildende	vom	Landesamt	für	Gesundheit	und	
Lebensmittelsicherheit	 einen	 schriftlichen	 Bescheid,	
der	vom	vorsitzenden	Mitglied	des	Prüfungsausschus-
ses	 mit	 zu	 unterzeichnen	 ist.	 2In	 dem	 Bescheid	 sind	
die	 durchschnittlichen	 Punktzahlen	 der	 einzelnen	
Prüfungsleistungen	und,	soweit	diese	festgesetzt	wer-
den	 kann,	 die	 Gesamtnote	 der	 Prüfung	 anzugeben.	
3Auf	die	Möglichkeit	der	Wiederholung	der	Prüfung	
ist	hinzuweisen.

§	34

Wiederholungsprüfung	im	Fall	
des	Nichtbestehens

Im	Fall	des	Nichtbestehens	kann	die	Prüfung	ins-
gesamt	 zweimal	 wiederholt	 werden,	 frühestens	 je-
weils	zum	nächsten	Prüfungstermin.

§	35

Rücktritt,	Nichtteilnahme

(1)	1Ein	Prüfl	ing	kann	bis	zum	ersten	Prüfungstag	

durch	schriftliche	Erklärung	von	der	Prüfung	zurück-
treten;	in	diesem	Fall	gilt	die	Prüfung	als	nicht	abge-
legt.	2Hat	ein	Prüfl	ing	ohne	vorherige	schriftliche	Er-
klärung	an	der	Prüfung	nicht	teilgenommen,	gilt	die	
Prüfung	 als	 nicht	 bestanden,	 falls	 der	 Prüfl	ing	 nicht	
aus	wichtigem	Grund	an	der	Teilnahme	oder	an	der	
rechtzeitigen	Abgabe	der	Erklärung	gehindert	war.

(2)	 1Bricht	ein	Prüfl	ing	aus	wichtigem	Grund	die	
Prüfung	ab,	gilt	die	Prüfung	als	nicht	abgelegt;	in	sich	
abgeschlossene	 Prüfungsleistungen	 können	 aner-
kannt	werden.	2Liegt	ein	wichtiger	Grund	für	den	Ab-
bruch	der	Prüfung	nicht	vor,	gilt	die	Prüfung	als	nicht	
bestanden.

(3)	1Nimmt	ein	Prüfl	ing	ohne	wichtigen	Grund	an	
einzelnen	Prüfungsarbeiten	nicht	 teil,	 sind	diese	mit	
dem	Punktwert	Null	zu	bewerten.	2Liegt	für	die	Nicht-
teilnahme	ein	wichtiger	Grund	vor,	bestimmt	der	Prü-
fungsausschuss	für	gemeinsame	Aufgaben,	wann	die	
versäumte	Prüfungsarbeit	nachzuholen	ist.

(4)	1Nimmt	ein	Prüfl	ing	ohne	wichtigen	Grund	an	
der	 mündlichen	 Prüfung	 nicht	 teil,	 gilt	 die	 Prüfung	
als	nicht	bestanden.	2Liegt	für	die	Nichtteilnahme	ein	
wichtiger	Grund	vor,	bestimmt	der	Prüfungsausschuss	
für	gemeinsame	Aufgaben,	wann	die	versäumte	Prü-
fung	nachzuholen	ist.

(5)	 1Der	 Nachweis	 des	 Vorliegens	 eines	 wichti-
gen	Grunds	ist	unverzüglich	zu	erbringen,	im	Fall	von	
Krankheit	durch	ein	ärztliches	Attest.	 2Die	Entschei-
dung	über	das	Vorliegen	eines	wichtigen	Grunds	und	
den	 Umfang	 der	 anzuerkennenden	 Prüfungsleistun-
gen	 trifft	 nach	 Anhören	 des	 Prüfl	ings	 der	 Prüfungs-
ausschuss	für	gemeinsame	Aufgaben.

§	36

Prüfungsunterlagen

1Auf	 Antrag	 ist	 einem	 Prüfl	ing,	 seinem	 gesetzli-
chen	Vertreter	oder	einem	von	ihm	Bevollmächtigten	
bis	 zum	 Ablauf	 des	 zweiten	 Jahres	 nach	 dem	 Prü-
fungsjahr	 Einsicht	 in	 seine	 Prüfungsunterlagen	 zu	
gewähren.	 2Die	 schriftlichen	 Prüfungsarbeiten	 sind	
beim	Landesamt	für	Gesundheit	und	Lebensmittelsi-
cherheit	nach	Ablauf	des	Prüfungsjahres	zwei	Jahre,	
die	Anmeldungen	und	die	Niederschriften	fünf	Jahre	
aufzubewahren.

Teil 3

Schlussbestimmungen

§	37

Änderung	von	Prüfungsordnungen

(1)	 Die	 Prüfungsordnung	 zur	 Durchführung	 von	
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Abschlussprüfungen	 im	 Ausbildungsberuf	 Sozialver-
sicherungsfachangestellter/Sozialversicherungsfach-
angestellte	 (PO-A)	 vom	 3.	 März	 1998	 (GVBl	 S.  121,	
BayRS	800-21-86-A)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	 §	 1	 werden	 der	 Klammerzusatz	 „(AOSozV)“	
und	 die	 Worte	 „‚allgemeine	 Krankenversiche-
rung‘,“	gestrichen.

2.	 In	§	5	Abs.	2	werden	die	Worte	„in	der	Fachrich-
tung	‚allgemeine	Krankenversicherung‘	die	AOK	
Bayern	–	Die	Gesundheitskasse,	Zentrale,“	gestri-
chen.

3.	 §	13	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Buchst.	a	wird	aufgehoben.

bb)	Die	 bisherigen	 Buchst.  b	 bis	 d	 werden	
Buchst. a	bis	c;	die	Abkürzung	„AOSozV“	
wird	 jeweils	 durch	 die	 Worte	 „der	 Ver-
ordnung	über	die	Berufsausbildung	zum	
Sozialversicherungsfachangestellten/zur	
Sozialversicherungsfachangestellten“	 er-
setzt.

b)	 In	 Abs.  2	 wird	 die	 Abkürzung	 „AOSozV“	
durch	 die	 Worte	 „der	 Verordnung	 über	 die	
Berufsausbildung	 zum	 Sozialversicherungs-
fachangestellten/zur	Sozialversicherungsfach-
angestellten“	ersetzt.

4.	 §	23	Abs.	2	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	 Worte	 „§§  9	 Abs.  7	 AOSozV,	 10	 Abs.  7,	
§ 11	Abs. 7	AOSozV	und	§ 13	Abs. 7		AOSozV,“	
werden	 durch	 die	 Worte	 „§  10	 Abs.	 7,	 §  11	
Abs.	7	und	§ 13	Abs.	7	der	Verordnung	über	
die	 Berufsausbildung	 zum	 Sozialversiche-
rungsfachangestellten/zur	 Sozialversiche-
rungsfachangestellten“	ersetzt.

b)	 Die	 Worte	 „in	 der	 allgemeinen	 Krankenver-
sicherung	 mit	 dem	 Faktor  2,	 in	 den	 Fach-
richtungen	 gesetzliche	 Unfallversicherung,	
gesetzliche	 Rentenversicherung	 und	 land-
wirtschaftliche	 Sozialversicherung“	 und	 die	
Worte	„in	der	Fachrichtung	allgemeine	Kran-
kenversicherung	durch	den	Faktor 5,	 in	den	
übrigen	Fachrichtungen“	werden	gestrichen.

c)	 Das	Komma	nach	den	Worten	„Faktor	4“	wird	
gestrichen.

(2)	 Die	 Prüfungsordnung	 zur	 Durchführung	 von	
Zwischenprüfungen	 im	 Ausbildungsberuf	 Sozialver-
sicherungsfachangestellter/Sozialversicherungsfa-

changestellte	(PO-Z)	vom	3.	März	1998	(GVBl	S. 128,	
BayRS	800-21-87-A)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 	§	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Die	Absatzbezeichnung	wird	gestrichen.

bb)	Der	Klammerzusatz	„(AOSozV)“	wird	ge-
strichen.

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

2.	 In	§ 5	Abs. 1	Satz 2	und	§ 9	Abs. 1	wird	 jeweils	
die	Abkürzung	„AOSozV“	durch	die	Worte	„der	
Verordnung	 über	 die	 Berufsausbildung	 zum	 So-
zialversicherungsfachangestellten/zur	 Sozialver-
sicherungsfachangestellten“	ersetzt.

3.	 In	§	10	Abs.	2	werden	die	Worte	„oder	innerhalb	
der	 Fachrichtung	 ‚allgemeine	 Krankenversiche-
rung‘	bei	den	 jeweiligen	Krankenversicherungs-
trägern“	gestrichen.

§	38

Übergangsregelung

Vor	dem	1.	August	2012	begonnene	Zwischen-	
und	Abschlussprüfungen	werden	nach	der	Prüfungs-
ordnung	zur	Durchführung	von	Zwischenprüfungen	
im	Ausbildungsberuf	Sozialversicherungsfachange-
stellter/Sozialversicherungsfachangestellte	 (PO-Z)	
vom	3.	März	1998	(GVBl	S. 128,	BayRS		800-21-87-A)	
und	 der	 Prüfungsordnung	 zur	 Durchführung	 von	
Abschlussprüfungen	 im	 Ausbildungsberuf	 Sozi-
alversicherungsfachangestellter/Sozialversiche-
rungsfachangestellte	 (PO-A)	 vom	 3.	 März	 1998	
(GVBl	S. 121,	BayRS	800-21-86-A)	in	den	jeweils	bis	
zum	Ablauf	des	31. Juli	2012	geltenden	Fassungen	
durchgeführt.

§	39

Inkrafttreten

Diese	 Verordnung	 tritt	 mit	 Wirkung	 vom	 1.  Au-
gust	2012	in	Kraft.

München,	den	13.	August	2012

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit

Dr.	Marcel		H	u	b	e	r	,		Staatsminister
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2231-1-1-A

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Ausführung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes

Vom 16. August 2012

Auf	Grund	des	Art.	30	des	Bayerischen	Gesetzes	
zur	Bildung,	Erziehung	und	Betreuung	von	Kindern	in	
Kindergärten,	anderen	Kindertageseinrichtungen	und	
in	Tagespfl	ege	(Bayerisches	Kinderbildungs-	und	-be-
treuungsgesetz	 –	 BayKiBiG)	 vom	 8.	 Juli	 2005	 (GVBl	
S. 236,	BayRS	2231-1-A),	geändert	durch	Art.	117	des	
Gesetzes	vom	8.	Dezember	2006	(GVBl	S.	942),	erlässt	
das	Bayerische	Staatsministerium	für	Arbeit	und	Sozi-
alordnung,	Familie	und	Frauen	folgende	Verordnung:

§	1

Die	 Verordnung	 zur	 Ausführung	 des	 Bayeri-
schen	 Kinderbildungs-	 und	 -betreuungs	gesetzes	
(AVBayKiBiG)	vom	5.	Dezember	2005	 (GVBl	S.	633,	
BayRS	2231-1-1-A),	geändert	durch	Verordnung	vom	
18.	August	2008	(GVBl	S.	584),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	§	17	Abs.	1	Satz	1	wird	jeweils	die	Zahl	„11,5“	
durch	die	Zahl	„11,0“	ersetzt.

2.	 §	22	Abs.	2	erhält	folgende	Fassung:

„(2)	Von	den	Voraussetzungen	des	§	17	kann	
befristet	 bis	 einschließlich	 31.  August	 2015	 mit	
Zustimmung	 des	 Staatsministeriums	 für	 Arbeit	
und	Sozial	ordnung,	Familie	und	Frauen	abgewi-
chen	werden,	wenn	

1.	 weder	 das	 Kindeswohl	 noch	 die	 Umsetzung	
der	Bildungs-	und	Erziehungsziele	gefährdet	
werden,

2.	 die	 Einrichtung	 einen	 Anstellungsschlüssel	
von	1:11,5	erfüllt,

3.	 der	Träger	sich	durch	mehrmalige	Stellenaus-
schreibung	bemüht	hat,	die	Voraussetzungen	
des	§	17	zu	erfüllen	und

4.	 im	Bezirk	der	örtlich	zuständigen	Agentur	für	
Arbeit	 ein	 Fachkräftemangel	 für	 pädagogi-
sches	Personal	vorliegt.“

§	2

Diese	Verordnung	 tritt	am	1.	September	2012	 in	
Kraft.	

München,	den	16.	August	2012

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Christine		H	a	d	e	r	t	h	a	u	e	r	,		Staatsministerin

2231-1-1-A

Zweite Verordnung  
zur Änderung der Verordnung  

zur Ausführung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes

Vom 16. August 2012
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Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnungen im Schulbereich im Zusammenhang 
mit der Einführung der Mittelschule

Vom 17. August 2012

Auf	Grund	von

1.	 Art.	28	Abs.	2	Satz	2	des	Bayerischen	Datenschutz-
gesetzes	(BayDSG)	vom	23. Juli	1993	(GVBl	S.	498,	
BayRS	204-1-I),	zuletzt	geändert	durch	Gesetz	vom	
20. Juli	2011	(GVBl	S. 307),

2.	 Art.	28	Abs.	1	des	Bayerischen	Lehrerbildungsgeset-
zes	(BayLBG)	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	
vom	12.	Dezember	1995	(GVBl	1996	S. 16,	ber.	S. 40,	
BayRS	2238-1-UK),	zuletzt	geändert	durch	§ 4	des	
Gesetzes	 vom	 9.  Juli	 2012	 (GVBl	 S.	 344),	 in	 Ver-
bindung	mit	Art. 22	Abs. 6	Halbsatz	2	und	Art. 67	
Satz  1	 Nr.	 3	 des	 Gesetzes	 über	 die	 Leistungslauf-
bahn	und	die	Fachlaufbahnen	der	bayerischen	Be-
amten	und	Beamtinnen	(Leistungslaufbahngesetz	–	
LlbG)	vom	5. August	2010	(GVBl	S. 410,	571,	BayRS	
	2030-1-4-F),	zuletzt	geändert	durch	§ 10	des	Geset-
zes	vom	30. März	2012	(GVBl	S.	94),

3.	 Art.	4	Abs.	2	Satz	1	und	Art.	51	Abs.	2	Satz	2	des	
Bayerischen	 Gesetzes	 über	 das	 Erziehungs-	 und	
Unterrichtswesen	(BayEUG)	in	der	Fassung	der	Be-
kanntmachung	vom	31.	Mai	2000	(GVBl	S.	414,	ber.	
S. 632,	BayRS	2230-1-1-UK),	zuletzt	geändert	durch	
§	2	des	Gesetzes	vom	9.	Juli	2012	(GVBl	S. 344),

4.	 Art.	2	Abs.	3	des	Gesetzes	über	die	Kostenfreiheit	
des	 Schulwegs	 (Schulwegkostenfreiheitsgesetz	 –	
SchKfrG)	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	
31.	Mai	2000	 (GVBl	S.	452,	BayRS	 	2230-5-1-UK),	
zuletzt	geändert	durch	§ 5	des	Gesetzes	vom	9. Juli	
2012	(GVBl	S. 344),	und

5.	 Art.	60	Satz	2	Nrn.	1,	2,	3,	6,	8,	9	und	10	des	Bay-
erischen	Schulfi	nanzierungsgesetzes	(	BaySchFG)	
in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	
31.  Mai	 2000	 (GVBl	 S.	 455,	 ber.	 S.	 633,	 BayRS	
	2230-7-1-UK),	zuletzt	geändert	durch	§	3	des	Ge-
setzes	vom	9.	Juli	2012	(GVBl	S.	344),

erlässt	 das	 Bayerische	 Staatsministerium	 für	 Unterricht	
und	Kultus	im	Einvernehmen	mit	den	Bayerischen	Staats-
ministerien	der	Finanzen	und	des	Innern	und	dem	Baye-
rischen	Landespersonalausschuss	folgende	Verordnung:

§	1

Änderung	der	Verordnung	zur	Durchführung	des	
Art. 28	Abs.	2	des	Bayerischen	Datenschutzgesetzes

In	 Anlage	 1	 Nr.	 4	 Nrn.	 4.1	 und	 4.2	 Stichwort	

„Empfänger“	der	Verordnung	zur	Durchführung	des	
Art.	28	Abs.	2	des	Bayerischen	Datenschutzgesetzes	
vom	23. März	2001	(GVBl	S. 113,	ber.	S.	212,	BayRS	
204-1-2-UK),	zuletzt	geändert	durch	Verordnung	vom	
27.	April	2010	(GVBl	S. 223),	werden	jeweils	die	Wor-
te	 „Volksschulen	 und	 Volksschulen	 für	 Behinderte“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	 Mittelschulen“	 er-
setzt.

§	2

Änderung	der	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	
für	das	Lehramt	an	Grundschulen	und	das	Lehramt	

an	Hauptschulen

Die	 Zulassungs-	 und	 Ausbildungsordnung	 für	
das	 Lehramt	 an	 Grundschulen	 und	 das	 Lehramt	 an	
Hauptschulen	(ZALGH)	in	der	Fassung	der	Bekannt-
machung	 vom	 29.	 September	 1992	 (GVBl	 S.	 454,	
BayRS	2038-3-4-1-3-UK),	zuletzt	geändert	durch	Ver-
ordnung	vom	23.	 Juni	2010	 (GVBl	S.	298),	wird	wie	
folgt	geändert:

1.	 Die	 Überschrift	 der	 Verordnung	 erhält	 folgende	
Fassung:

„Zulassungs-	 und	 Ausbildungsordnung	 für	 das	
Lehramt	 an	 Grundschulen	 und	 das	 Lehramt	 an	
Mittelschulen	(ZALGM)“.

2.	 In	 §	 10	 der	 Inhaltsübersicht,	 §	 1	 Abs.	 1	 und	 2	
Satz 3,	§	2	Abs.	1	Sätze	1	und	2,	§	3	Abs.	1	Satz	1,	
§	8	Abs.	1	und	der	Überschrift	zu	§	10	wird	jeweils	
das	Wort	„Hauptschulen“	durch	das	Wort	„Mittel-
schulen“	ersetzt.

3.	 §	16	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	4	wird	das	Wort	„Hauptschu-
len“	 durch	 das	 Wort	 „Mittelschulen“	 er-
setzt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:	

aa)	 In	Nr.	 2	Buchst.	b	Doppelbuchst.	 cc	und	
Buchst.	d	Doppelbuchst.	bb	wird	 jeweils	
das	Wort	„Hauptschule“	durch	das	Wort	
„Mittelschule“	ersetzt.

bb)	In	Nr.	6	Buchst.	a	Doppelbuchst.	cc	wird	
das	 Wort	 „Integration“	 durch	 das	 Wort	
„Inklusion“	ersetzt.

	

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnungen im Schulbereich im Zusammenhang 
mit der Einführung der Mittelschule

Vom 17. August 2012
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cc)	 Es	wird	folgende	neue	Nr.	8	eingefügt:

„8.	 Inklusive	Pädagogik

a)	 Inklusion	als	Aufgabe	aller	Schu-
len

b)	 Organisation	inklusiver	Schulen

c)	 Erziehung	 und	 Unterricht	 in	 ko-
operativen	Lernformen	und	in	der	
inklusiven	Schule

d)	 Interdisziplinäre	 Teamkooperati-
on

e)	 Inklusives	Schulkonzept

f)	 Externe	Unterstützungssysteme“.

dd)	Die	 bisherigen	 Nrn.	 8	 und	 9	 werden	
Nrn. 9	und	10.

c)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	eingefügt:

„2Da	 inklusiver	 Unterricht	 die	 Aufgabe	
aller	Schulen	ist,	sind	bei		den	Lehramts-
anwärterinnen	 und	 Lehramtsanwärtern	
entsprechende	 Kompetenzen	 aufzubau-
en.“

bb)	Der	bisherige	Satz	2	wird	Satz	3.

d)	 In	Abs.	4	Satz	1	wird	das	Wort	„Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

4.	 In	§	19	Abs.	1	wird	das	Wort	„Hauptschule“	durch	
das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

5.	 In	§	21	Abs.	1	wird	folgender	Satz	3	angefügt:

„3Ein	 Einsatz	 in	 der	 schulpsychologischen	 Bera-
tung	ist	auf	die	Stundenzahl	des	Eigenverantwort-
lichen	 Unterrichts	 gegebenenfalls	 entsprechend	
anzurechnen.“

6.	 In	§	27	Abs.	1	Satz	1	wird	das	Wort	„Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

§	3

Änderung	der	Schulbauverordnung

Die	Schulbauverordnung	(SchulbauV)	vom	30.	De-
zember	1994	(GVBl	1995	S. 61,	BayRS		2230-1-1-3-UK),	
zuletzt	 geändert	 durch	 Verordnung	 vom	 16.	 Januar	
2009	(GVBl	S.	17),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Anlage	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	wird	das	Wort	„Hauptschu-

len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

b)	 Im	 einleitenden	 Satzteil	 wird	 das	 Wort	
„Hauptschule“	 durch	 das	 Wort	 „Mittelschu-
le“	ersetzt.

2.	 In	Anlage	8	Nr.	2	Spiegelstrich	4	werden	die	Wor-
te	„und	Teilhauptschulen	I“	gestrichen.

§	4

Änderung	der	Zulassungsverordnung

Die	 Anlage	 der	 Verordnung	 über	 die	 Zulas-
sung	 von	 Lernmitteln	 (Zulassungsverordnung	 –	
ZLV)	 vom	 17.	 November	 2008	 (GVBl	 S.	 902,	 BayRS	
	2230-3-1-1-UK)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	 Nr.	 3	 Spiegelstrich	 1	 wird	 das	 Wort	 „Haupt-
schulen“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

2.	 In	Nr.	6	werden	die	Worte	„Volksschulen	zur	son-
derpädagogischen	 Förderung“	 durch	 das	 Wort	
„Förderzentren“	ersetzt.	

3.	 In	Nr.	17	werden	das	Wort	„Hauptschulen“	durch	
das	Wort	„Mittelschulen“	und	die	Worte	„Volks-
schulen	 zur	 sonderpädagogischen	 Förderung“	
durch	das	Wort	„Förderzentren“	ersetzt.

§	5

Änderung	der	Schülerbeförderungsverordnung

Die	 Verordnung	 über	 die	 Schülerbeförderung	
(Schülerbeförderungsverordnung	 –	 SchBefV)	 in	 der	
Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	 8.	 September	
1994	 (GVBl	 S.	 953,	 BayRS	 2230-5-1-1-UK),	 zuletzt	
geändert	durch	Verordnung	vom	6. Juni	2012	(GVBl	
S. 294),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	1	Nr.	1	wird	das	Wort	„Volksschulen“	
durch	die	Worte	„Grundschulen,	Mittelschu-
len“	ersetzt.

b)	 In	Satz	2	wird	der	Wortteil	„Volks-“	durch	die	
Worte	„Grundschulen,	Mittelschulen“	ersetzt.

2.	 §	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1a	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„Abs.	1	und	2“	
durch	die	Worte	„Abs.	3	und	4“	ersetzt.

bb)	In	Satz	4	werden	die	Worte	„Abs.	7“	durch	
die	Worte	„Abs.	9“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	1b	werden	das	Wort	„Hauptschulen“	
durch	das	Wort	„Mittelschulen“	und	die	Wor-
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te	„Abs.	1	und	2“	durch	die	Worte	„Abs.	3	und	
4“	ersetzt.

§	6

Änderung	der	Verordnung	zur	Ausführung	
des	Bayerischen	Schulfi	nanzierungsgesetzes

Die	Verordnung	zur	Ausführung	des	Bayerischen	
Schulfi	nanzierungsgesetzes	 (AVBaySchFG)	 vom	
23. Januar	1997	(GVBl	S.	11,	BayRS		2230-7-1-1-UK),	
zuletzt	 geändert	 durch	 Art.	 20	 des	 Gesetzes	 vom	
14. April	2011	(GVBl	S.	150),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Die	Inhaltsübersicht	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	§	4	wird	das	Wort	„Volksschulen“	durch	die	
Worte	„Grundschulen,	Mittelschulen“	ersetzt.

b)	 In	§	14a	werden	die	Worte	„, Grundschulen,	
Hauptschulen	und	Mittelschulen“	angefügt.

2.	 In	 §	 2	 Abs.	 7	 Satz	 2	 werden	 das	 Wort	 „Haupt-
schulen“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	und	das	
Wort	„Hauptschulstufen“	durch	das	Wort	„Mittel-
schulstufen“	ersetzt.

3.	 In	§	4	wird	 in	der	Überschrift	und	 in	Abs.	1	das	
Wort	 „Volksschulen“	 jeweils	 	 durch	 die	 Worte	
„Grundschulen,	Mittelschulen“	ersetzt.

4.	 §	7	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Satz	 2	 wird	 das	 Wort	 „Volksschulen“	
durch	die	Worte	„Grundschulen	und	Mittel-

schulen“	ersetzt.

b)	 In	Satz	3	wird	das	Wort	„Hauptschule“	durch	
das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

5.	 In	§	14	Satz	1	Nr.	2	Buchst.	a	werden	nach	dem	
Wort	„Volksschulen“	die	Worte	„, Grundschulen,	
Hauptschulen,	Mittelschulen“	eingefügt.	

6.	 In	 der	 Überschrift	 des	 §	 14a	 werden	 die	 Worte	
„,  Grundschulen,	 Hauptschulen	 und	 Mittelschu-
len“	angefügt.

7.	 In	 §	 16	 Abs.	 2	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „einer	
entsprechenden	 Volksschule	 zur	 sonderpäda-
gogischen	 Förderung“	 durch	 die	 Worte	 „einem	
entsprechenden	 Förderzentrum“	 und	 die	 Worte	
„der	 Volksschule	 zur	 sonderpädagogischen	 För-
derung“	 durch	 die	 Worte	 „dem	 Förderzentrum“	
ersetzt.

§	7

Inkrafttreten

Diese	 Verordnung	 tritt	 mit	 Wirkung	 vom	 1.	 Au-
gust	2012	in	Kraft.

München,	den	17.	August	2012

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr.	Ludwig		S	p	a	e	n	l	e	,		Staatsminister
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